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Gemeindeversammlung vom 4. Dezember 2025

Traktanden

1. Genehmigung Kreditabrechnung für die Sanierung der Gebäudehülle mit Einbau einer PV-An-

lage beim Schulhaus C mit Singsaal im Chilefeld
2. Genehmigung Planungskredit von brutto CHF 350'000.00 (inkl. NK und MwSt., zuzüglich Teu-

erung) für den Ersatzneubau am Standort des Kindergartens Schlossächer

3. Genehmigung Planungskredit von brutto CHF 210'000.00 (inkl. NK und MwSt., zuzüglich Teu-

erung) für die Erweiterung der Mehrzweckhalle Zendenfrei
4. Genehmigung Verpflichtungskredit von brutto CHF 600'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich Teue-

rung) für den Ersatz des Kinderplanschbeckens des Freibades Obfelden
5. Genehmigung Verpflichtungskredit von brutto CHF 470'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich Teue-

rung) für die Sanierung des Bachdurchlasses Räschstrasse

6. Geneh migung Personalverordnung der politischen Gemeinde Obfelden
7. Genehmigung Reglement über die Beiträge der Gemeinde Obfelden für die Betreuung von

Kindern im Vorschul- und Primarschulalter
8. Genehmigung Budget2026 der politischen Gemeinde Obfelden und Festsetzung des Steuer-

fusses auf95%
9. Anfragen gemäss S 17 Gemeindegesetz
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Gemeindeversammlung vom 4. Dezember 2025

Traktandum 1

Genehmigung Kreditabrechnung für die Sanierung der Gebäudehülle mit Einbau einer
PV-Anlage beim Schulhaus C mit Singsaal im Chilefeld

Ausgangslage
Mit Beschluss der Gemeindeversammlung vom 02. Juni 2021. wurde für die Sanierung der Gebäu-
dehülle mit Einbau einer PV-Anlage beim Schulhaus C mit Singsaal im Chilefeld ein Verpflichtungskre-
dit von CHF 1'480'00.00 genehmigt.

Die Sanierungsarbeiten an der Gebäudehülle wurden im Novembe r 2O23 abgeschlossen. lm Sep-
tember 2024 konnte die PV- Anlage in Betrieb genommen werden.

Die Bauabrechnung für dieses Projekt schliesst folgendermassen ab (CHF, inkl. MwSt):

BKP

1 Vorbereitungsarbeiten
2 Gebäude
3 Betriebseinrichtungen
4 Umgebung
5 Baunebenkosten + Reserven
Total Baukosten

KV

100'000.00
L'298',000.00

0.00
0.00

82',000.00
1'490'000.00

Abrechnung
LL6'729.95

1'434',803.55
0.00

6',156.45
378.25

1',558',068.20

Gegenüber dem Kostenvoranschlag (KV) wurden die Baukosten bzw. der Bruttokredit um
CHF 78'068.20 (+ 5.2 %) überschritten.

Die Kostenüberschreitung ist auf Mehraufwendungen bei folgenden Arbeiten zurückzuführen

BKP 224 Bedochungsarbeiten KV CHF 360'000.00
Der Dachaufbau konnte nicht wie vorgesehen ausgeführt werden. Dämmungen und Dichtungen
mussten nach einer Überprüfung durch den Bauphysiker massiv aufwendiger als geplant erstellt
werden. Zudem gestaltete sich die Dämmung der betonierten Dachvorsprünge als schwierig. Die
geforderten Dämmwerte konnten nur mit kostspieligen Konstruktionen erreicht werden.
Die Abrechnung weist Aufwendungen (Rückbau, Dämmungen und Dichtungen, Dachhaut) von
CHF 568'254.05 (+ CHF 208'254.05) aus.

BKP 222 Spenglerorbeiten KV CHF 80'000.00
lm Zusammenhang mit dem neu vorgegebenen Dachaufbau sind bei den Spenglerarbeiten ge-
genüber dem Kostenvoranschlag ebenfalls Mehrkosten entstanden. Die Ausbildungen der ver-
senkten Abflussrinnen und Abschlüsse an die Hinterlüftungsöffnungen mussten kostenintensiver
ausgeführt werden.
Die Abrechnung weist hier Aufwendungen von CHF IO7'293.3O (+ CHF 27'293.3O1aus.

Durch Vergabeerfolge bei kostenrelevanten Budgetpositionen (Fassade, Aussere Malerarbeiten,
Fenster) konnten diese Mehrkosten teilweise kompensiert werden.
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Gemeindeversammlung vom 4. Dezember 2025

Für die Sanierung der Gebäudehülle und den Einbau der PV-Anlage wurden Gesuche für Förder-
gelder eingereicht. Von der Energieförderung des Kantons Zürich wurde ein Förderbeitrag im Be-

trag von CHF 56'840.00 ausbezahlt. Für den Einbau der PV-Anlage sind Fördergelder als Einmal-
vergütung im Betrag von CHF 35'585.85 eingegangen.

Nach Ausrichtung der Fördergelder präsentiert sich die Kreditabrechnung wie folgt
(CHF, inkl. MwSt.):

KPB

1

2

3

4

5

KV

100'000.00
L'298',000.00

0.00
0.00

82',000.00
1'480'000.00

Abrechnung
tt6'729.95

L'434',803.55
0.00

6',156.45
378.25

1'558',058.20

56',840.00
35',585.85
92',425.85

1',558',068.20
-92',425.85

L',465',642.35

Vorbereitungsa rbeiten
Gebäude
Betriebseinrichtungen
Umgebung
Ba unebenkosten + Reserven

Total Anlagekosten

Eingang Fördergelder
Energieförderung Kanton Zürich
Fördergelder PV-Anlage

Total Eingang Fördergelder

Tota I Anlagekosten a bgerechnet
./. Eingang Fördergelder
Total Kreditabrechnung (netto)

Zum Zeitpunkt der Kreditbewilligung konnte nicht mit der Auszahlung von Fördergeldern gerech-
net werden. Der Verpflichtungskredit von CHF 1'480'000.00 (brutto) wurde um CHF 14'357.65
(netto 0.97 %) unterschritten.

Die Diskussion wird nicht gewünscht.

Antrag des Gemeinderates
Genehmigung Kreditabrechnung für die Sanierung der Gebäudehülle mit Einbau einer PV-Anlage

beim Schulhaus C mit Singsaal im Chilefeld.

Abstimmung
Die Kreditabrechnung für die Sanierung der Gebäudehülle mit Einbau einer PV-Anlage beim
Schulhaus C mit Singsaal im Chilefeld wird mit 303 Ja- zu 0 Nein-Stimmen genehmigt.

Beschluss
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - beschliesst in An-
wendung von Artikel 16 der Gemeindeordnung:

Genehmigung Kreditabrechnung für die Sanierung der Gebäudehülle mit Einbau einer PV-An-

lage beim Schulhaus C mit Singsaal im Chilefeld.
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Gemeindeversammlung vom 4. Dezember 2025

Protokollauszug an:
o Bezirksrat Affoltern, im Grund 15, 89L0 Affoltern am Albis (2-fach mit der Bitte um Rechts-

kraftbescheinigung)
o Stephan Hinners, Vorstand Hochbau / lmmobilien (CMl)
o Abteilung Finanzen (per E-Mail)
e Aktenablage CMI
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Gemeindeversammlung vom 4. Dezember 2025

Abschied der Rechnungsprüfungskommission

Rachnungsprtifungskommlsslon Obüetden 2022-2026

Antrog der Rechnungspräfungskommission zur Bouqbrech-
nung Schuthqus C mit Singsoql Chitefetd lGeböudehülle, pV-

Antogef

Mit Beschluss der Gemeindenersommlung vom 2. Juni202I wurde fär die Sonie-
rung der Geböudehütte und des Doches mit Einbou einer PV Antoge beim Schut-
hous C mit SingsooL Chitefetd ein Verpflichtungskredlt rlon CHF 1'480'OOO genelr-
migt.

Unter Elnbezug der lzum Zeitpunkt der Kreditbewiltigung otterdings nicht bekonn-
tenl Fördergetder von CHF 92'425.85 wurde der gesprochene Kredh um CHF
14357.65 unterschrltten.

Die Rechnungspnifungskommission nimmt die Begrundungen, dle zu Abweichun-
gen ln den elnzetnen Positionen geführt hoben, zur Kenntnis.

Dlc Rochnungrpr{ifungskornmlrslon brontrugß dcr Gcmclndrvrmommtung,
db Bouqbrrchnung Schulhour C mit Slngroot Chllilbtd lsonbrung Grböudo-
hlillt, PY-Anlogcl lm Beuug von cHF t'4ö8 642.rb (mch Abzug dcr bcrvlLl,lgßcn
Födoryrlderl zu genrhmlgen

äaf&zsObfe[den,

Pdsident Rotph Ktelner Aktuon WemerWder
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Gemeindeversammlung vom 4. Dezember 2025

Traktandum 2

Genehmigung Planungskredit von brutto CHF 350' 000.00 (inkl. NK und MwSt., zuzüg-
lich Teuerung) für den Ersatzneubau am Standort des Kindergartens Schlossächer

Das Wichtigste in Kürze

Die Gemeinde Obfelden plant einen Ersatzneubau beim Standort Kindergarten Schlossächer, da

das bestehende Gebäude aus dem Jahr 1968 erhebliche räumliche und bauliche Defizite auf-
weist. Eine Sanierung oder Erweiterung wird als wirtschaftlich nicht sinnvoll erachtet. Eine Mach-
barkeitsstudie bestätigt, dass der Raumbedarf mit einem dreigeschossigen Neubau abgedeckt
werden kann.

Zur Durchführung eines Projektwettbewerbs nach SIA 1"42 beantragt der Gemeinderat einen Pla-
nungskredit von CHF 350'000.00 inkl. Nebenkosten und MWST. Das Projekt soll schrittweise um-
gesetzt und in Betrieb genommen werden.

Ausgangslage
Als Grundlage für die zukünftige Entwicklung der Schulinfrastruktur hat die Gemeinde Obfelden
im Jahr 2024 einen partizipativen Schulraumplanungsprozess in Zusammenarbeit mit den Firmen
EBP AG und Schul Raum Entwicklung GmbH durchgeführt. Auf Basis einer umfassenden Be-
standsanalyse wurde der erforderliche Schulraumbedarf ermittelt. Daraus ging hervor, dass kurz-
fristig keine Sofortmassnahmen notwendig sind. Mittelfristig wird jedoch ein Ersatzneubau des
Kindergartens Schlossächer empfohlen, um die bestehenden Defizite zu beheben. lm vorliegen-
den Kreditantrag wird das geplante Vorgehen wie auch der Kostenrahmen für einen Ersatzneu-
bau anhand der bisherigen Erkenntnisse aufgezeigt.

Die Schulanlage Schlossächer liegt nordöstlich des Dorfzentrums auf der Parzelle Nr. 306L. Sie

umfasst ein Primarschulhaus, ein Kindergartengebäude, eine Einfachturnhalle sowie ein Hallen-
bad. Ergänzt wird die Anlage durch grosszügige Pausenflächen und Aussensportbereiche. Das Pri-
marschulhaus wurde 1976 in Massivbauweise errichtet und zeichnet sich durch wabenförmig an-
geordnete Klassenzimmer arls, die über einen überdachten Bereich mit dem Sporttrakt verbun-
den sind. Der Kindergarten Schlossächer stammt aus dem Jahr 1968 und wurde als ein- bis zwei-
geschossiger Baukörper mit Satteldach realisiert. Keines der Gebäude der Schulanlage ist inven-
tarisiert.
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Abb. 1, Schuloreol Schlossöcher

Legende Areal

1 Kindergarten Schlossächer

2 Primarschule Schlossächer

3 Einfachturnhalle Schlossächer

Gemeindeversammlung vom 4. Dezember 2025

4 Hallenbad Schlossächer

5 Aussensportanlagen

6 Rasenspielfeld

Zwischen 2008 und 201-l- wurden an der Schulanlage verschiedene lnstandsetzungsarbeiten
durchgeführt. Dazu gehörten unter anderem die Erneuerung der Gebäudehülle des Primarschul-
hauses, brandschutztechnische Anpassungen sowie die lnstallation einer Sonnenkollektoranlage
zur Erwärmung des Schwimmbadwassers. lm Jahr 2024folgle eine umfassende lnnensanierung
des Hallenbads. Während sich das Primarschulhaus und das Hallenbad heute in einem guten bau-

lichen Zustand befinden, weist das Kindergartengebäude räumliche als auch bauliche Defizite auf.
Aufgrund der vorhandenen Bausubstanz und der begrenzten Nutzungsmöglichkeiten wird eine
Sanierung oder Aufstockung aus Kosten-Nutzen-Perspektive als wenig zweckmässig erachtet. Ein

Ersatzneubau hingegen bietet die Chance, die bestehenden Mängel effizient und nachhaltig zu

beheben. Gleichzeitig kann der zukünftige Raumbedarf bedarfsgerecht und zeitgemäss abge-

deckt werden. Neben den Räumlichkeiten für 3 Kindergartenklassen sollen die Bedürfnisse der
Schulverwaltung, der Schulsozialarbeit, der Fach- und Förderräume für die Primarschule sowie
das Angebot für rund 50 Mittagstischplätze und die Bibliothek berücksichtigt werden.

Machbarkeitsstudie
Zur Unterstützung der weiteren Planung hat die Gemeinde Obfelden im Jahr 2025 eine Machbar-
keitsstudie für den Ersatzneubau Schlossächer bei Rubach Raumkonzepte GmbH in Auftrag gege-

ben. Ziel der Studie war es, die volumetrische als auch die planerische Umsetzbarkeit des ermit-
telten Raumbedarfs zu prüfen. Die Untersuchung zeigte, dass der erforderliche Raumbedarf
durch einen dreigeschossigen Ersatzneubau in städtebaulich angemessener Weise und in sinn-
voller Ergänzung zum Bestand realisiert werden kann. Der Zugang zum Haupteingang erfolgt ge-

mäss dem Konzept der Machbarkeitsstudie weiterhin von der Alten Landstrasse aus. Die beste-
hende Haupterschliessungsachse, die Durchwegung des Areals sowie der Fussweg entlang des

östlichen Parzellenrands bleiben unverändert bestehen. Die geplante Zufahrtsrampe zur
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Tiefgarage berührt den Schulweg lediglich an der Schnittstelle zur östlich angrenzenden Parzelle
Nr.2248, die sich ebenfalls im Eigentum der Gemeinde befindet.

JL/-

Abb. 2, Situotion spla n Ersotzn e uba u

Das Konzept des Ersatzneubaus ist auf einem einheitlichen Raster gemäss Empfehlungen für
Schulhausanlagen des Kantons Zürich aufgebaut. Dabeiwird von einem Grundraster von72 m2

für Klassenzimmer, 36 m2 für Gruppenräume und 18 m2 für kleinere Einheiten wie Förderräume
und Büros ausgegangen. Je nach Bedarf lassen sich die Räume zu grösseren Flächen flexibel zu-
sammenschalten oder Flächen mittels mobiler Raumteiler in kleinere Einheiten teilen, ohne dass
die Grundstruktur des Gebäudes verändert werden muss. Zu Gunsten einer grösstmöglichen Fle-
xibilität für spätere Umnutzungen wurde bei der Erarbeitung des Raumprogramms darauf geach-
tet, den Grundraster für den gesamten Ersatzneubau gleichermassen anzuwenden, auch für die
Schulverwaltung und die Bibliothek.

lnsgesamt weist der Ersatzneubau der Studie eine Hauptnutzfläche von l-'670 m2, eine Geschoss-
fläche von 4'786 m2 und ein Bauvolumen von L8'065 m3 auf. Die räumliche Anordnung ist der
nachfolgenden 3D-Darstellung zu entnehmen. Zu beachten ist zudem, dass die Machbarkeitsstu-
die ausschliesslich der Prüfung des Raumbedarfs als Grundlage für ein Wettbewerbsverfahren
dient. Die Behebung der räumlichen Defizite im bestehenden Primarschulhaus Schlossächer war
nicht Gegenstand der Untersuchung. Die dort fehlenden Gruppenräume sollen im Rahmen eines
separaten Projekts thematisiert werden.
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Abb, 3, 3D Nutzungsverteilung Ersatzneubau, Perspektive Nord

Rahmenbedingungen
Die planerischen und baulichen Rahmenbedingungen wurden soweit möglich im Rahmen der
Machbarkeitsstudie abgeklärt. Die Vorprüfung der Aspekte Baurecht, Brandschutz, Verkehr, Er-

schliessung und Feuerwehrzufahrt haben ergeben, dass ein Ersatzneubau wie in der Studie vor-
gesehen umsetzbar wäre. Basierend auf den lnformationen aus dem GIS des Kantons Zürich be-
stehen für den Planungsperimeter derzeit keine Hinweise auf Altlasten, Naturgefahren, Lärmbe-
lastungen oder technische Risiken. Auch befindet sich die Parzelle ausserhalb des nutzbaren
Grundwasservorkommens im übrigen Bereich (üB), wodurch keine Einschränkungen zu erwarten
sind. Dem geologischen Gutachten ist zu entnehmen, dass der Baugrund voraussichtlich eine
Flachfundation zulässt. Einzige Risiken bestehen derzeit beim Rückbau aufgrund der nachgewie-
senen Gebäudeschadstoffe (Asbest, PCB). Hierzu sind die entsprechenden Sicherheitsmassnah-
men gemäss dem Schadstoffgutachten von Ecosens AG zu befolgen.

Nachhaltigkeit
Bezüglich der baulichen Anforderungen und den Kosten für Betrieb und Unterhalt wird auf eine
ökologische und ökonomische Nachhaltigkeit sowie tiefe Lebenszykluskosten Wert gelegt. Die

Gemeinde Obfelden ist seit 2019 im Besitz des Energiestadtlabels. lm Jahr 2023 erfolgte das

Reaudit und die Gemeinde ist nun für weitere 4 Jahre als Energiestadt ausgezeichnet. Basierend

auf den Vorgaben zum Energiestadtlabel sind die Massnahmen für Neubauten gemäss Gebäude-
standard 2019.1, einzuhalten. Die Wahl des Gebäudestandards ist Bestandteil der weiteren Ab-

klärungen. Auf der Dachfläche des Ersatzneubaus ist eine Photovoltaikanlage vorgesehen. Für die
Wärmeerzeugung wird ein System mit Erdwärmesonden in Betracht gezogen.

Zu erwartender Kostenrahmen
Gemäss Kostengrobschätzung von PBK AG resultiert in der Machbarkeitsstudie für den Ersatz-

neubau ein Total von CHF 24.93 Mio. (inkl. Nebenkosten und MWST, inkl. 5 % Reserve, Kosten-
genauigkeit !25 %). Dieser Betrag beinhaltet neben den lnvestitionskosten für den Ersatzneubau
auch die Budgetannahme von CHF 350'000.00 für das Wettbewerbsverfahren. Ausgenommen
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Gemeindeversammlung vom 4. Dezember 2025

sind im Total jedoch die Kosten für bauherrenseitige Leistungen, für Provisorien, für Betriebs-
und Unterhaltskosten sowie für den Rückbau der schadstoffbelasteten Gebäudeteile.

Provisorien
Für die Bereitstellung der Provisorien während der Bauzeit werden derzeit verschiedene Mög-
lichkeiten evaluiert (lntegration der Nutzungen in bestehende Schulhäuser oder separate Provi-
sorien). Da das Vorgehen noch offen ist, wurden in der Kostengrobschätzung noch keine Kosten
für die Provisorien einberechnet.

Verfahren
Die im Rahmen der Machbarkeitsstudie ermittelten Kosten dienen als Grundlage für den vorlie-
genden Kreditantrag. Für das Auswahlverfahren ist ein Projektwettbewerb nach SIA I42 mil
Präqualifikation vorgesehen. Geplant ist, im selektiven Verfahren 8 Generalplanerteams aus den
Bereichen Architektur (federführend), Baumanagement, Landschaftsarchitektur, Bauingenieur-
wesen, Gebäudetechnik (HLKSE, MSRL) sowie Spezialisten (Bauphysik, Brandschutz, Verkehrspla-
ner etc.) auszuwählen, welche anschliessend einen Projektvorschlag erarbeiten. Prämiert wird
derjenige Gestaltungsvorschlag, welcher den architektonischen, ökologischen und ökonomi-
schen Anforderungen am besten entspricht. Das siegreiche Generalplanerteam wird nach dem
Verfahren unter Vorbehalt der weiteren Kreditgenehmigungen mit der Ausarbeitung des Vor-
und Bauprojektes inklusive Bewilligungsverfahren (SlA Phase 31- 33) beauftragt.

Erfo rderlicher Pla n u ngskred it
Folgende Aufwendungen sind für den Planungskredit, resp. die Organisation und Durchführung
des Projektwettbewerbs vorgesehen:

Vorbereitung (Terrainaufnahme / Modelle)
Verfa hrensbegleitung u nd Vorprüfung
Preissumme (Berechnung nach SIA 142)
Entschädigung Jury
Diverses und Reserven

cHF 17'000.00
cHF 93',000.00
cHF 140'000.00
cHF 58',320.00
cHF 15',000.00

Total Planungskredit Phase 22 inkl. NK

MWST 8.1%
Total Planungskredit Phase 22 inkl. NK und MWST
Total Planungskredit Phase 22 gerundet

cHF 323',320.00
cHF 26',r88.92

cHF 349',508.92
cHF 350'000.00

Da mit dem Planungskredit lediglich die Kosten für das Verfahren eingeholt werden, muss für die
Ausarbeitung des Vor- und Bauprojektes zu einem späteren Zeitpunkt ein separater Projektie-
rungskredit beantragt werden. Die Höhe dieses Kreditbegehrens basiert dann auf der Kosten-
und Honorarermittlung des Siegerprojektes, welche im Anschluss an das Verfahren vorgesehen
ist.

Diskussion

Stefan Höhener, Maschwanderstrasse 8, erkundigt sich, weshalb noch ein Wettbewerbsver-
fahren durchgeführt werden muss, wenn die Machbarkeitsstudie bereits gemacht ist.

o
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Stephan Hinners informiert, dass laut SIA ein Wettbewerb gemacht werden muss und dazu
mind. 8 Projektteams eingeladen werden müssen, welche daran teilnehmen und ihr Projekt
abgeben. Aus den eingereichten Projekten wird dann eine Jury das Siegerprojekt küren.

Stephan Höhener erkundigt sich, ob das Siegerprojekt dann umgesetzt werden muss, unab-
hängig von den Kosten.

Stephan Hinners erklärt, dass das Siegerprojekt so umgesetzt werden muss, die Kosten sind
aber selbstverständlich eine Anforderung und auch ein Bewertungskriterium des Projektwett-
bewerbes.

Erwin Schmäh, Schützenhausstrasse L3, erkundigt sich, ob man schon weiss, wie das finanziert
werden soll. Es ist doch ein grosser Betrag so zwischen 20 Mio. und 30 Mio. Franken.

Christoph Kobel hält fest, dass die heute beantragten Projekte alle im Finanzplan abgebildet
sind. Es ist aber so, dass die Gemeinde künftig Geld aufnehmen muss, da die zukünftigen gros-
sen lnvestitionen nicht mehr aus dem Eigenkapital der Gemeinde finanziert werden können.
Diese Vorgehensweise wurde auch schon früher so gemacht. Die Schulden konnten in den
letzten 15 Jahren abgebaut werden und somit hat die Gemeinde aktuell keine Schulden mehr.

Erwin hmäh stellt fest, dass der Eigenfinanzierungsgrad im Budget nur noch 13 % ist.

Christoph Kobel hält fest, dass der Eigenfinanzierungsgrad normalerweise über lange Zeit bei
10 % liegen sollte. Nun sind wir etwas darunter und in der Vergangenheit waren wir massiv
darüber.

Erwin Schmäh möchte wissen, wie es zukünftig mit dem Steuerfuss aussieht.

Christoph Kobel stellt fest, dass er die konjunkturelle Entwicklung nicht vorhersehen kann.
Nach Ende der betrachteten 5 Jahresperiode, wenn alles realisiert ist, wird es mit dem Steu-
erfuss aber auf jeden Fall knapp. Der Gemeinderat ist bei der Planung von einem gleichblei-
benden Steuerfuss ausgegangen. Die Zukunft wird es zeigen. Obfelden ist primär von der Steu-
erkraftentwicklung des Kantons abhängig. Die eigene Steuerkraft hat weniger Einfluss darauf
ob wir etwas vermögen oder nicht.

Erwin Schmäh erkundigt sich zudem, wie es mit der Entwicklung der Schülerzahlen aussieht.
lst es möglich, dass diese auch wieder sinken werden? Und besteht tatsächlich ein erhöhter
Raumbedarf?

Markus Gvsel bedankt sich für die Fra ge und informiert, dass die allgemeine Geburtenrate
darauf hinweist, dass es einen Rückgang geben wird. Das grosse Thema in Obfelden ist jedoch

die Binnenmigration, welche hier stärker ist als in anderen Gemeinden. Die Schülerzahlen sind
für dieses Projekt jedoch nicht sehr relevant, da keine Schulzimmer gebaut, sondern der Kin-

dergarten ersetzt werden soll. Zudem sollen auch Nebenräume gebaut werden. Der Bedarf
für den geplanten 3. Kindergarten war ausgewiesen. Eine Aktualisierung der Planungszahlen
wurde in Auftrag gegeben. Diese liegen jedoch noch nicht vor, weshalb heute noch keine Aus-
kunft darüber geben werden kann. Aktuell werden bestehende Schulzimmer zweckentfrem-
det. Diese sind jedoch als Gruppenräume viel zu gross. Mit dem geplanten Projekt kann dies
weiter optim iert werden.
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Daniel Nvffenegger, Stampfstrasse 1-7, hält fest, dass es beim heutigen Kindergarten einen
Aussenspielplatz gibt. Dieser ist für die Kinder sehr wichtig. Gemäss den Planunterlagen ist
kein Kinderspielplatz mehr eingezeichnet.

Stephan Hinners zeigt anhand der Folie auf, dass auf der rechten Seite die Aussenfläche mit
Spielplatz bestehen bleibt.

Hansiöre Schneebeli, Weid 1, stört es, wenn nur 2- oder 3-stöckig gebaut wird. Aus seiner Sicht
ist es eine Zeitfrage, bis noch mehr Raum benötigt wird. Er erkundigt sich, ob in diesem Gebiet
nur 2-stöckig gebaut werden darf.

Stephan Hinners erklärt, dass in dieser Zone (Zone für öffentliche Bauten) auch höher gebaut
werden darf. Dies lieg in der Kompetenz des Gemeinderates. Aufgrund des Raumbedarfes
reicht aber ein 3-stöckiges Gebäude aus. Es wurde auch so geplant und budgetiert.

Hansiörg Schneebeli hält fest, dass eine Abwartswohnung auf dem Gebäude gebaut werden
könnte.

Christoph Schütz, Raihaltenstrasse 33, erkundigt sich, ob eine Dringlichkeit besteht, dass im
oberen Stock die Bibliothek geplant ist, oder könnte man hier sparen und diesen Stock weg-
lassen und somit die Bibliothek da belassen, wo sie heute ist.

Stephan Hinners erklärt, dass die heutige Bibliothek gestützt auf die Normen des Volksschul-
amts in Relation zu den heutigen Einwohnerzahlen doppelt so gross sein müsste, wie sie heute
ist.

Theo Gwerder, Sentmattstrasse 45, erkundigt sich, ob die Katze im Sack gekauft wird oder ob
es ein Kostendach für den Bau gibt. Ob 20 Mio. oder 100 Mio. Franken verbaut werden, ist ein
grosser Unterschied.

Stephan Hinners hält fest, dass in der Machbarkeitsstudie auch die Kosten geschätzt sind. Für
den Projektwettbewerb wird die Kostenspanne kommuniziert und ist ein verbindlicher Be-
standteilderVorgaben. Aktuell liegt die Kostenschätzung bei25 Mio. Franken (+/-25%l dieser
Betrag wird nochmals überprüft und definiert, bevor die Unterlagen zum Projektwettbewerb
veröffentlich werden. Auf jeden Fallwird es für den Baukredit eine Urnenabstimmung geben.

Antrag des Gemeinderates
Genehmigung Planungskredit von brutto CHF 350'000.00 (inkl. NK und MwSt., zuzüglich Teue-
rung) für den Ersatzneubau am Standort des Kindergartens Schlossächer.

Abstimmung
Der Planungskredit von brutto CHF 350'000.00 (inkl. NK und MwSt., zuzüglich Teuerung) für den
Ersatzneubau am Standort des Kindergartens Schlossächer wird mit grossem Mehr Ja- zu LL
Nein-Stimmen und L1 Enthaltungen genehmigt.

13
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Beschluss
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - beschliesst in An-
wendung von Artikel 16 der Gemeindeordnung:

Genehmigung Planungskredit von brutto CHF 350'000.00 (inkl. NK und MwSt., zuzüglich Teue-
rung) für den Ersatzneubau am Standort des Kindergartens Schlossächer.

Protokollauszug an:
o Bezirksrat Affoltern, im Grund 15, 8910 Affoltern am Albis (2-fach mit der Bitte um Rechts-

kraftbescheinigung)
. Stephan Hinners, Vorstand Hochbau / lmmobilien (CMl)
o Abteilung Finanzen (per E-Mail)
o Aktenablage CMI
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Abschied der Rech nungsprüfungskommission

Rcchnung3prilfungskommlsslon Obil'cldcn 202:l-202ö

Antrog der Rechnungsprüfungskommission zum Ptq-
nu ng skredit Ersotzne u bou Ki ndergq rten Sc hlossöc her

Die Gemeinde Obfetden ptont einen Ersotzneubou frrr den Klndergorten
Schtossöcher, do dos bestehende Geböude ous dem Johr 1968 erhebtiche röum-
Liche und boutiche Defizite oufweist.

Zur Durchführung eines Projektrvettbeweös beontrogrt der Gemeinderot einen
Ftonungskredit von CHF 350'000.- lnkl.. Nebenkosten und MWST. Dos Projekt sol.l.

ob 2026 schrittwelse umgeseta und voroussichtUch 2030 in Betrieb genommen
werden.

Die Rechnungsprtifungskommisslon hot den vortiegenden Kreditontrog gemöss
Gemelndegeseu unter Berücksichtlgung der finonzrechtlichen Zulösslgkelt der
rechnerlschen Pichtigkeit und der finonzie[en Angemessenheit geprüft und für
richtig befunden.

Dlc Rcchnunggprlifu ngckommlrglon bGontrq$ dcr Grmdndcvurgommtung,
dcn Krcdh von CHF 55O'OOO.- lnkL l.{tYST gcmöss dcm Antrug dcc Gcmclndc-
rqtar zu gcnchmlgcn.

Obfie[den,

Prösident RoLph Kleiner Aktuor: Wemer Wider
/

^nfur
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Traktandum 3

Genehmigung Planungskredit von brutto CHF 210'000.00 (inkl. NK und MwSt., zuzüg-
lich Teuerung) für die Erweiterung der Mehrzweckhalle Zendenfrei

Das Wichtigste in Kürze

Die Mehrzweckhalle Zendenfrei in Obfelden soll erweitert werden, um den steigenden Anforde-
rungen von Schule und Vereinen gerecht zu werden. Geplant ist eine bauliche Erweiterung in

südöstlicher Richtung.

Die Erweiterung soll ökologisch und ökonomisch nachhaltig umgesetzt werden. Die lnvestitions-
kosten werden auf rund CHF 16.2 Mio. geschätzt (Kostengenauigkeit !25yo, inkl. Verfahrenskos-
ten, exkl. bauherrenseitige Leistungen, Provisorien, Betriebs-, Unterhalts- und Entsorgungskos-
ten).

Zur Durchführung eines Planerwahlverfahrens nach SIA 144 beantragt der Gemeinderat einen
Planungskredit von CHF 210'000.00 inkl. NK und MwST.

Ausgangslage
Die Mehrzweckhalle Zendenfrei befindet sich im Dorfzentrum von Obfelden auf der Parzelle
Nr. 3956 in direkter Nachbarschaft zur Primar- und Sekundarschulanlage Chilefeld. Sowohl die
Halle als auch die grosszügigen Aussensportanlagen werden intensiv von der Schule, der Ge-

meinde und zahlreichen Vereinen für verschiedenste Veranstaltungen und Anlässe genutzt. Er-

richtet wurde die Halle im Jahr 1983 durch das Architekturbüro Spiess & Wegmüller aus Zürich.
Laut Projektbeschrieb wurde bei der ursprünglichen Planung Wert auf niedrige Unterhaltskosten
gelegt. Die Anlage verfügt daher über ein für die damalige Zeit innovatives Haustechnikkonzept:
So kam erstmals beieinem grösseren Gebäude eine Kombination aus Wärmepumpenanlage, Erd-

kollektoren unter der Spielwiese sowie Sonnenkollektoren auf dem Dach zum Einsatz. Derzeit
sind abgesehen von der Wärmeerzeugung keine grösseren lnstandsetzungen am Bestandsge-
bäude vorgesehen, da sich das Gebäude insgesamt in einem guten baulichen Zustand befindet.
Die Abmessungen der Halle entsprechen jedoch nicht mehr den aktuell gültigen Empfehlungen
für Sporthallen des BASPO (Bundesamt für Sport).
Angesichts der verfügbaren Reservefläche auf der Parzelle sowie der vorhandenen Grundrissty-
pologie wird eine Erweiterung der Halle in südöstlicher Richtung in Erwägung gezogen. Ziel ist es,

den wachsenden Bedürfnissen von Schule und Vereinen gerecht zu werden und zusätzliche Hal-

lenkapazitäten bereitstellen zu können. lm vorliegenden Kreditantrag wird das geplante Vorge-
hen wie auch der Kostenrahmen für eine Erweiterung anhand der bisherigen Erkenntnisse auf-
gezeigt.
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Abb. 1., Areol Zendenfrei / Chilefeld

Legende Areal

1 Mehrzweckhalle Zendenfrei

2 Aussensporta nlagen Zendenf rei

3 A,C,D,E Primarschule Chilefeld

3 B Einfachturnhalle Chilefeld

4 Sekundarschule Chilefeld

5 Bibliothek

6 Hort Zick Zack

7 Gemeindehaus

8 Kinderspielplatz am Lindenbach

9 Beachvolleyballfelder

Machbarkeitsstudie
Als Grundlage für die weitere Planung wurde im Rahmen einer Machbarkeitsstudie untersucht,
wie eine Erweiterung in möglichst effizienter und funktionaler Form umgesetzt werden könnte.

--1- ' -r_-r

A
Abb. 2, Situation
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Abb. 3, Grundriss OG

Abb. 4 / 5, Schnitt und Ansicht Ost

Rahmenbedingungen
Die planerischen und baulichen Grundlagen wurden im Rahmen der Machbarkeitsstudie weitge-
hend geprüft. Laut den Einträgen im G|S-System sind keine Altlastensanierungen im Baugrund

erforderlich und es werden auch keine besonderen Massnahmen wegen Lärm oder technischer
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Gefahren benötigt. Ein wichtiger Punkt ist jedoch die Naturgefahrenkarte, die auf eine Über-
schwemmungsgefahr durch den Lindenbach hinweist. Zur Verbesserung des Hochwasserschut-
zes ist ein Projekt in Planung, das den Durchlass bei der Dorfstrasse vergrössert und einen Damm
entlang des Lindenbachs vorsieht. Nach der geplanten Fertigstellung im Jahr 2028 wird die Risi-
kosituation neu bewertet. Es wird erwartet, dass die Gefahr dann deutlich reduziert ist und keine
zusätzlichen baulichen Schutzmassnahmen für die Erweiterung der Halle notwendig sind.

Nachhaltigkeit
Bei den baulichen Anforderungen sowie den Betriebs- und Unterhaltskosten soll auf eine ökolo-
gische und ökonomische Nachhaltigkeit geachtet werden. Ziel ist es, die Lebenszykluskosten
möglichst tief zu halten, wie dies bereits beim Bestandsbau erfolgreich umgesetzt worden ist.
Hierzu gelten insbesondere auch die Vorgaben des Energiestadt-Labels. Die Gemeinde Obfelden
trägt dieses Labelseit 2019 und wurde 2023für weitere vierJahre ausgezeichnet. Für Neubauten
müssen die Vorgaben des Gebäudestandards 2019.1 eingehalten werden. Dabei ist in einem
nächsten Schritt zu prüfen, welcher Standard am besten geeignet ist. Auf dem Dach der Erweite-
rung ist eine Photovoltaikanlage vorgesehen. Für die Wärmeversorgung wird ein System mit Erd-
wärmesonden in Betracht gezogen.

Provisorien
Aktuell wird davon ausgegangen, dass der Sportbetrieb grundsätzlich während den Bauarbeiten
weitgehend aufrechterhalten werden kann. Bei der Zusammenlegung der Hallen sowie während
der Erneuerung des Hallenbodens ist mit betrieblichen Einschränkungen zu rechnen.

Verfahren
Die im Rahmen der Machbarkeitsstudie ermittelten Kosten dienen als Grundlage für den vorlie-
genden Kreditantrag. Für das weitere Vorgehen ist ein Planerwahlverfahren nach SIA 1-44 inklu-
sive Präqualifikation vorgesehen (früher auch bekannt als Leistungsofferte). Dabei werden im se-
lektiven Verfahren 8 Generalplanerteams für Planerleistungen aus den Bereichen Architektur (fe-

derführend), Baumanagement, Landschaftsarchitektur, Bauingenieurwesen, Gebäudetechnik
(HLKSE, MSRL) sowie Spezialisten (Bauphysik, Brandschutz etc.) ausgewählt, welche anschlies-
send eine Arbeitsprobe (Zugang zur Aufgabe) mit Honorarofferte erarbeiten und abgeben. Prä-
miert wird das vorteilhafteste Angebot, welches neben der Honorarofferte auch die geeignetste
Arbeitsprobe vorweist und somit die Zuschlagskriterien am besten erfüllt. Nicht Bestandteil des
Planerwahlverfahrens nach SIA 1-44 ist die Erarbeitung eines vollständigen Projektvorschlags, wie
dies bei einem Projektwettbewerb oder Studienauftrag der Fall wäre. Aufgrund der funktionalen
Aufgabenstellung und des relativ geringen Gestaltungsspielraums bei der Hallenerweiterung wird
diese Verfahrensart als adäquat erachtet.

Das siegreiche Generalplanerteam wird nach dem Verfahren unter Vorbehalt der weiteren Kre-

ditgenehmigungen mit der Ausarbeitung des Vor- und Bauprojektes inklusive Bewilligungsverfah-
ren (SlA Phase 3l- - 33) beauftragt.
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Erforderlicher Planungskredit
Folgende Aufwendungen sind für das Verfahren vorgesehen

Vorbereitung (Terrainaufnahme)

Verfahrensbegleitung und Vorprüfung
Preissumme (Berechnung nach SIA 142)

Entschädigung jury

Diverses und Reserven

CHF

CHF

CHF

CHF

CHF

5',000.00

77',000.0o

40'000.00
40'320.00
30'000.00

Total Planungskredit Phase 22 inkl, NK

MwST 8.1%
Total Planungskredit Phase 22 inkl. NK und MwST
Total Planungskredit Phase 22 gerundet

CHF

CHF

CHF

CHF

r92',320.OO

t5'577.92
207',897.92

210'000.00

Da mit dem vorliegenden Planungskredit lediglich die Kosten für das Verfahren eingeholt werden,
muss für die Ausarbeitung des Vor- und Bauprojektes zu einem späteren Zeitpunkt ein separater
Projektierungskredit beantragt werden. Die Höhe dieses Kreditbegehrens basiert auf der Kosten-

und Honorarermittlung, welche im Anschluss an das Planerwahlverfahren vorgesehen ist.

Ralph Kleiner, Präsident RPK, führt die Gründe des ablehnenden Antrages aus. Er hält fest, dass

dies ein wichtiges Geschäft ist, weshalb heute auch so viele Personen anwesend sind. Die Auf-
gabe der RPK ist es, das Geschäft aus finanzpolitischer Sicht zu betrachten. Die RPK ist der Ansicht,
dass anhand der Entwicklung und der vorliegenden Schülerzahlen drei Hallen ausreichend sein
sollten. Zudem kann sich Obfelden ein Turnhallenneubau in dieser finanziellen Höhe schlichtweg
nicht leisten. Es sollen finanzielle Mittel eingespart werden, wo es möglich ist, da ansonsten lang-
fristig eine Steuerfusserhöhung unumgänglich ist. Selbstverständlich kann jeder Stimmbürger frei
entscheiden, ob er dem Antrag zustimmen oder diesen ablehnen möchte.

Diskussion

a Philipp Schwendimann, Ottenbacherstrasse 54, stellt fest, dass die RPK geschrieben hat, dass

es um eine Vergrösserung des Bewegungsraumes von 25 % geht. Wird dazu auch der Bewe-
gungsraum Chilefeld miteinberechnet? Mit wie vielen Hallen hat die RPK in Obfelden gerech-
net?

Ralph Kleiner orientiert, dass sie mit insgesamt vier Hallen gerechnet haben

Philipp Schwendimann hält fest, dass er nicht auf die 25 % kommt. Denn im heutigen Zeitpunkt
verfügt Obfelden über die Turnhallen Schlossächer, Zendenfrei und den veralteten Bewe-
gungsraum Chilefeld. Nach dem Turnhallenneubau sind es vier Hallen aus seiner Sicht.

Ralph Kleiner erläutert nochmals, dass die RPK die vier Hallen ausgerechnet hat aufgrund der
lnformationen, welche ihnen zur Verfügung standen.
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r Stefan von Bergen, Schützenhausstrasse 51-, erkundigt sich, wie hoch die Grenzkosten, das
heisst der finanzielle Unterschied, für drei oder vier Hallen sind.

Raloh Kleiner informiert, dass der Unterschied von drei auf vier Hallen 5 Mio. Franken beträgt.

Stephan von Bergen erkundigt sich wie die Beträge genau aussehen

Ralph Kleiner erläutert, dass vier Hallen 16.2 Mio. Franken und drei Hallen 11.2 Mio. Franken
kosten

Stephan von Bergen stellt fest, dass man also für einen Drittel mehr Geld doppelt so viele
Hallen erhält.

Ralph Kleiner bejaht diese Frage

r Erwin Schmäh, Schützenhausstrasse 13, stellt fest, dass es doch Auswirkungen auf den Steu-
erfuss haben wird. Er hat grosse Bedenken

Ralph Kleiner erläutert, dass es viele grosse Projekte sind. Ziel ist es, den Steuerfuss stabil zu
halten. Mit der Fremdfinanzierung wird man jedoch nicht um eine Steuerfusserhöhung her-
umkommen. Er hält fest, dass die RPK nicht gegen die Halle ist, sondern dass die Argumenta-
tion aus rein finanzieller Sicht ist.

a Sonia Moser, Rainstrasse 16, stellt fest, dass wenn so viele moderne Hallen vorhanden sind,
auch externe Vereine kommen und ihre Sportanlässe hier durchführen werden. Somit ist die
Chance gross, dass diese Miete zahlen, um die Hallen nutzen zu können und somit Erträge
generiert werden.

Stephan Hinners erläutert, dass nicht geplant ist, dass Tourismus gefördert wird. Primär sollen
die Hallen der Schule und lokalen Vereinen zur Verfügung stehen

a Roger Klaus, Fabrikstrasse 17, erkundigt sich, was nun bezüglich Schülerzahlen stimmt. Mar-
kus Gysel sagt die Schülerzahlen steigen und Ralph Kleiner sagt, die Schülerzahlen sinken.

Ralph Kleiner stellt fest, dass die Zahlen im Kanton Zürich generell rückläufig sind. Das ist folg-
lich in Obfelden auch so, jedoch hat Markus Gysel allenfalls konkretere Angaben.

Roger Klaus erachtet die Begründung als einen komischen Kausalzusammenhang zwischen
Kanton und Gemeinde. Hier geht es nur um Obfelden und nicht um den Kanton.

Ralph Kleiner erklärt nochmals, dass es hierbei in erster Linie um die Kosten geht.

Heinz Zähner, Trainer Floorball Albis, Wolserstrasse 34, hält fest, dass er zweimal pro Woche
in der Halle im Chilefeld trainiert. Diese Halle muss aus seiner Sicht aus dem Verkehr gezogen

werden. Obwohl er den Kostenfaktor versteht, soll man an die Jugend denken. Es besteht aus
seiner Sicht ein lnvestitionsstau, weshalb es notwendig ist, dass unbedingt zwei neue Hallen
gebaut werden sollten. Er bittet die Anwesenden, diesem Traktandum zuzustimmen.

a
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Stephan Hinners bedankt sich für das Votum und stellt fest, dass es heute nicht um die Anzahl

der zu bauenden Hallen geht, sondern lediglich um den Planungskredit von CHF 210'000.00
um dieses Projekt zu planen.

o Hansiörg Schmidhauser, Mitglied RPK, Rebhaldenstrasse 96, möchte die Thematik der Schü-

lerzahlen ergänzen. Er stellt fest, dass die RPK der Meinung ist, dass mit dem Bau einer zusätz-

lichen Turnhalle der Bedarf für die Schulen, auch wenn die Schülerzahlen steigen sollten, ganz

klar abgedeckt ist.

Stephan Hinners bedankt sich für dieses Votum

o Hansiörg Schneebeli, Weid 1, hält fest, dass die RPK davon ausgeht, dass die alte Halle im
Chilefeld bestehen bleiben muss. Dies kann aber nicht das Ziel sein. Aus seiner Sicht ist es nicht
zukunftsgerichtet, die alte Halle im Chilefeld zu behalten und wegen der Differenz von 5 Mio.
Franken auf den Bau einer Doppelturnhalle zu verzichten.

Hansiörg Schmidhauser erklärt, dass es kein Konzept gibt, was in Zukunft mit der Halle passie-

ren soll. Diese lnformationen haben der RPK gefehlt. Er ist der Meinung, dass ohne zusätzli-
ches Konzept keine zweite Halle gebaut werden kann.

o Marcel Kleiner Bächlerstrasse 4, erkundigt sich, weshalb der Planungskredit für das Schlossä-

cher nur für Nebenräume durch die RPK gutgeheissen wurde und dieser Planungskredit, wel-
cher allen dient, nicht.

Ralph Kleiner stellt fest, dass es für die Schule Vorgaben und demzufolge wenig Spielraum
gibt. Die RPK hat bei den acht Traktanden nur bei zweien nein gesagt, da sie der Meinung sind,
dass bei diesen Traktanden der Sache auch mit weniger gedient wäre.

a Pierre Francois Tschanz, Schmittenstrasse 20, erkundigt sich, ob es bei der Abstimmung noch
Freiraum gibt, ob zusätzlich ein oder zwei Hallen gebaut werden sollen.

Stephan Hinners erklä rt, dass die weiteren Schritte die Genehmigung eines Projektierungskre-
dites entweder an einer Gemeindeversammlung oder bei einem Betrag über 2 Mio. Franken,

an der Urne ist. Schlussendlich wird an einer Urnenabstimmung über den Baukredit abge-

stimmt. Der Gemeinderat hat alle Varianten durch Fachpersonen prüfen lassen und hat sich

entschieden, nur mit einer Variante und nicht mit einem Variantenentscheid vors Volk zu ge-

hen. Der Gemeinderat ist der Meinung, dass zwei Hallen das Richtige ist, weshalb auch diese
Varia nte weiterverfolgt werden soll.

Ralph Kleiner weist nochmals darauf h in, dass es genau darum geht, dass mit dem Planungs-

kredit eine Doppelturnhalle gebaut werden soll. Diese Vorlage kann aus Sicht der RPK so nicht
angenommen werden.

Beat Haas, Morgenhölzlistrasse 9, findet es gut, dass über einen Planungskredit abgestimmt
wird. Die angegebene Zahl der Differenz von 5 Mio. Franken für eine weitere Halle ist eine
Schätzung. Er würde sich wünschen, dass es zweiVarianten geben würde. So könnte man über
Variante A oder B entscheiden. Es wäre schön, wenn noch ein Variantenentscheid eingebracht
werden könnte. Grundsätzlich sollten die Anwesenden aber ja zum vorliegenden Antrag sa-

gen.
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Stephan Hinners bedankt sich für dieses Votum

Antrag des Gemeinderates
Genehmigung Planungskredit von brutto CHF 210'000.00 (inkl. NK und MwSt., zuzüglich Teue-
rung) für die Erweiterung der Mehrzweckhalle Zendenfrei.

Abstimmung
Der Planungskredit von brutto CHF 2L0'000.00 (inkl. NK und MwSt., zuzüglich Teuerung) für die
Erweiterung der Mehrzweckhalle Zendenfrei wird mit grossem Mehr Ja- zu 28 Nein-Stimmen
und L7 Enthaltungen genehmigt.

Beschluss
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - beschliesst in An-
wendung von Artikel 1-6 der Gemeindeordnung:

Genehmigung Planungskredit von brutto CHF 21.0'000.00 (inkl. NK und MwSt., zuzüglich Teue-
rung) für die Erweiterung der Mehrzweckhalle Zendenfrei.

Protokollauszug an:
o Bezirksrat Affoltern, im Grund L5, 8910 Affoltern am Albis (2-fach mit der Bitte um Rechts-

kraftbescheinigung)
o Stephan Hinners, Vorstand Hochbau / lmmobilien (CMl)
o Abteilung Finanzen (per E-Mail)
o Aktenablage CMI
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Abschied der Rechnungsprüfungskommission

Rechnungsprüfungskommisslon Obfetden 202:l-202ö

Antrog der Rechnungsprüfungskommission zum Plq-
nungskredit Doppel-Turnhqtte Zendenfrei

Die Gemeinde Obfetden plont eine Enveiterung der bestehenden Turnhotten Zen-

denfrei um arei weitere Hotlen, um'den steigenden Anforderungen von Schute
und Vereinen gerecht zu werden".

Zur Durchführung eines Ftoneruohlverfohrens beontrogt der Gemeinderot einen
Ptonungskredit von CHF 210'000.- inkt. NK und MWST. Dos Projekt sol.t ob 2026
schrittweise umgesetzt und voroussichttich Ende 2050 in Betrieb genommen wer-
den

Die Rechnungsprüfungskommission hot den vortiegenden Kreditontrog gemöss
Gemeindegesetz unter Berückslchtigung der finonzrechtlichen Zulössigkeit, der
rechnerischen Richtigkeit und der finonzietlen Angemessenheit geprüft.

Dic Rechnungsprüfungskommission beontro gt der Gemelndeversommlu ng,
dcn ]tredlt von CHF 21O'OOO.- inkt. MWST gemöss dcm Antrog des Gemelnde-
rotes obzutchncn.

Begründung:

. 1 zusötztiche Holte genügt, um die Bedürfnisse der Schulen Longrfristig obzudecken
(Quetle: Bestehende Auslostung der Turnhotten, Schüler- und Ktossenplonung Primor-
und Sekundorschute)

. 1 zusötztiche Hotte erhöht die für die Vereine verfügbore Kopozitöt Zendenfrei um 25%

. 1 zusötztiche Hotte senkt die lnvestitionskosten und die zusötzlichen Unterhottskosten
deutlich

Do der rtom Gemeinderot beontrogte Ptonungskredit ober nur fur eine Vorionte mit zwei

Hotlen verwendet werden sotl tehnt die RPK den Antrog ob.

Obfetden,

Frösident RotphKteiner Aktuo/ WernerWder

Äw
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Traktandum 4
Genehmigung Verpflichtungskredit von brutto CHF 600'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich
Teuerung) für den Ersatz des Kinderplanschbeckens des Freibades Obfelden

Ausgangslage
Das Freibad (Badi) der Gemeinde Obfelden wurde 1999 neu erstellt. lm Jahr 2016 mussten die
technischen Anlagen für die Badewasseraufbereitung erneuert werden. Das undichte Schwimm-
becken wurde gleichzeitig mit einer Edelstahlauskleidung ausgestattet. Das Kinderplanschbecken
wurde in Zusammenhang mit diesen Arbeiten nicht erneuert und befindet sich im ursprünglich
erstellten Zustand.

Die Anlage des Planschbeckens ist sehr klein, mittlerweile in die Jahre gekommen und entspricht
nur noch teilweise den aktuellen Ansprüchen. Damit die Dichtigkeit gegeben ist, muss das beto-
nierte Becken regelmässig neu gestrichen werden. lm Betrieb verursacht die Anlage, im Verhält-
nis zur Grösse, einen grossen Arbeitsaufwand. Das Becken ist im Wasseraufbereitungskreislauf
des Schwimmerbeckens integriert, das Wasser muss aber für die Erhaltung der Hygieneanforde-
rungen jeden Abend abgelassen und am Morgen neu befüllt werden. Die raue Betonoberfläche
verursacht zudem einen erhöhten Reinigungsaufwand. Ebenfalls fehlt es an einer Beschattung
für die badenden Kleinkinder.

Die Firma Beck Schwimmbadbau AG, Winterthur, wurde mit der Ausarbeitung eines Vorprojektes
beauftragt. Beck Schwimmbadbau war massgeblich mit den Sanierungsarbeiten 2016 betraut
und kennt die Anlagen des Freibades bestens. Aufgrund der Aufgabenstellung konnte Beck

Schwimmbadbau, anhand ihrer Erfahrungswerte, einen Kostenrahmen als Grundlage für das

Budget 2026 benennen.

Um die Kosten möglichst tief zu halten, ist es das Ziel, die bestehende Badewasseraufbereitungs-
anlage nicht zu vergrössern und möglichst die vorhandenen Leitungen zu verwenden.

Projektbeschrieb
Das geplante Projekt zeigt ein vergrössertes Kinderplanschbecken, die Wasserfläche wird um ca.

30 % bis 50 % vergrössert und in der Form neugestaltet. Die Grundidee der beiden Becken wird
in dieser Variante aufgegriffen. Der Gewässerabstand wird eingehalten und die bestehenden
Bäume sollen nicht gefällt werden müssen. Das bestehende Kinderplanschbecken wird soweit
notwendig zurückgebaut. Nach Möglichkeit wird die vorhandene Bodenplatte für das neue Kin-

derplanschbecken wiederverwendet. Das Becken wird in CNS ausgeführt und mit verschiedenen
Wasserattraktionen ausgestattet, welche noch definiert werden müssen. Das obere Becken soll
über einen Strandauslauf verfügen, die Wassertiefe läuft von ca. 20 cm auf 0 cm aus. Das untere
Becken hat eine Beckentiefe von max. 35 cm und ist über eine kleine Rutsche mit dem oberen
Becken verbunden. Die genaue Beckengrösse wird im Verlaufe des Vorprojektes definiert, sodass

die Kostenvorgabe eingehalten werden kann.
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Grobkostendarstellung (Genauigkeit +/- 25 %)

Die folgenden Kosten wurden anhand vergleichbarer Projekte zusammengestellt. Die Kosten
werden im Rahmen des Vorprojektes detaillierter kalkuliert. Die Zuteilungen können sich im
Rahmen des Vorprojektes noch massgeblich verschieben und verändern.

L Vorarbeiten
2 Baumeister / Sanitär / Umgebung
3 Becken / Wasseraufbereitung

Total L-3

Honora re (ohne Vorprojekt)
Reserve 10% gerundet
Nebenkoste n 25% gerundet

cHF 15',000.00

cHF L00'000.00
cHF 300'000.00
cHF 415'000.00
cHF 87',000.00
cHF 42',500.00
cHF 1_0'500.00

Aktuell sind die Preise für die Badewasseraufbereitung und die Beckenauskleidungen sehr volatil
und sind stark von der Auslastung der Unternehmer abhängig.

Totalexkl.
MwSt.8.1%
Total Kosten

Weiteres Vorgehen / Terminplan
Das weitere Vorgehen ist wie folgt geplant:
- Genehmigung Kredit durch die Gemeindeversammlung
- Anschliessend: Auftragserteilung für die Planungsleistungen
- Projektierung
- Ausschreibung und Vergaben der Bauleistungen
- Ausführungsplanung/Vorbereitung Realisierung
- Realisierung
- lnbetriebnahmeKinderplanschbecken

cHF 555',000.00
cHF 45',000.00
cHF 600'000.00

04.r2.2025

12.2025-03.2026
03.2026 -07.2026
07.2026 -09.2026
09.2026-05.2027

06.2027

Die Realisierungstermine sind stark witterungsabhängig. Bei einem milden und trockenen Win-
ter 2026/27, ist eine Eröffnung des Kinderplanschbecken mit der normalen Eröffnung des Frei-
bades möglich.

Die Diskussion wird nicht gewünscht.

Antrag des Gemeinderates
Genehmigung Verpflichtungskredit von brutto CHF 600'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich Teuerung)
für den Ersatz des Kinderplanschbeckens des Freibades Obfelden.

Abstimmung
Der Verpflichtungskredit von brutto CHF 600'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich Teuerung) für den
Ersatz des Kinderplanschbeckens des Freibades Obfelden wird mit grossem MehrJa- zu 39

Nein-Stimmen und 21 Enthaltungen genehmigt.
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Beschluss
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - beschliesst in An-
wendung von Artikel 16 der Gemeindeordnung:

Genehmigung Verpflichtungskredit von brutto CHF 60'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich Teuerung)
für den Ersatz des Kinderplanschbeckens des Freibades Obfelden.

Protokollauszug an:
o Bezirksrat Affoltern, im Grund 15, 89L0 Affoltern am Albis (2-fach mit der Bitte um Rechts-

kraftbescheinigung)
o Stephan Hinners, Vorstand Hochbau / lmmobilien (CMl)
o Abteilung Finanzen (per E-Mail)
o Aktenablage CMI
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Abschied der Rechnungsprüfungskommission

Rechnungspr{ifu ngskommlgrion Obüelden 20in-2o,26

Antrqg der Rechnungsprtlfungskommission zum
Verpfl,ic htu n gs kred it Ersqtz Ki nderpto nsc h bec ken

A[s Folge rton hohem Unterhottsoufwond, boulichen Möngetn und unzureichender
Grösse des bestehenden Klnderplonschbeckens in der Bodi Obfetden ist ein Er-

sotz gepkrnt.

Dos vorgesehene ProJekt beinholtet den Plonungs- und Boukredit für ein grösse-
res Becken ous Chromstoht.

Die Rechnungsprüfu ngskommission hot den vortiegenden Kreditontrog gemöss
Gemeindegesetz unter Berücksichtigung der finonzrechttichen Zulössigkeit, der
rechnerischen Richtigkeit und der finonzlelten Angemessenheit gepruft und fur
richtig befunden.

Dic Rcchnungrprllfu ngrkommission brontrsgt d.r Gcmelndcvrrrommlung,
dcn Krcdh rcn CHF 6OOtOO.- lnkL MWST, zuzüglleh Tcuorung gcmörs dcm
Antrog dcs Gcmclndcratcs zu gonchmigen.

Obfelden,

Prösident: Wider
^rnwemer

frJ\o&r
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Traktandum 5

Genehmigung Verpflichtungskredit von brutto CHF 470'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich
Teuerung) für die Sanierung des Bachdurchlasses Räschstrasse

Das Wichtigste in Kürze

Die Gefahrenkarte zeigt, dass der Bachdurchlass Räschstrasse (Lindenbach) eine mittlere Gefähr-
dung durch Hochwasser für die Parzelle Nr. 3840 (Bachstrasse 27) verursacht. Um den Hochwas-
serschutz gemäss der Schutzzielmatrix des Kantons Zürich für die angrenzenden Liegenschaften
sicherzustellen, soll der Bachdurchlass an der Räschstrasse vergrössert und die Gerinnekapazität
im offenen Bachabschnitt erhöht werden. lm gleichen Zuge ist eine ökologische Aufwertung des
Bachabschnitts vorgesehen. Dabei sollen die bestehenden Bachverbauungen entfernt und das
Ufer auf einer Seite abgeflacht werden. Der bestehende Uferweg wird zurückgebaut und entlang
der neuen Böschungsoberkante neu angelegt. Er übernimmt künftig zusätzlich die Funktion eines
Hochwasserschutzdammes. Da der Kosten-Nutzen-Faktor unter dem für Förderbeiträge erfor-
derlichen Schwellenwert liegt, handelt es sich um ein nicht subventionsberechtigtes Hochwas-
serschutzprojekt. Die Gesamtkosten von CHF 470'000.00 inkl. MwSt. werden vollständig durch
die Gemeinde Obfelden getragen. Die Umsetzung des Projekts ist im Frühlin92026 geplant, direkt
im Anschluss an die Fischschonzeit.

Ausgangslage
Gemäss der Gefahrenkarte besteht aufgrund der unzureichenden Kapazität des Bachdurchlasses
Räschstrasse eine mittlere Hochwassergefährdung. Besonders betroffen ist die Parzelle Nr. 3840
(Bachstrasse 27).lm Rahmen der bereits geplanten Sanierung derOrtsdurchfahrt (ODO)sollauch
der weiter bachaufwärts gelegene Bachdurchlass an der Dorfstrasse (Lindenbach) erneuert wer-
den. Zwar wird damit ein bestehendes Abflussdefizit behoben, gleichzeitig erhöht sich jedoch die
hydraulische Belastung des Bachdurchlasses Räschstrasse. Um den Hochwasserschutz für die an-
grenzenden Liegenschaften zu gewährleisten, muss daher zunächst der Bachdurchlass Räschstra-
sse vergrössert werden, noch bevor der Ausbau an der Dorfstrasse erfolgt. Diese Vergrösserung
stellt die erste Massnahme zur langfristigen Sicherung des Hochwasserschutzes entlang des Lin-
denbachs dar. lm Zuge dieses Ausbaus ist zudem vorgesehen, den flussaufwärts angrenzenden
Bachabschnitt auf einer Länge von rund 130 Metern ökologisch aufzuwerten. Der bestehende
Uferweg wird zurückgebaut und entlang der neuen Böschungsoberkante neu angelegt, um dem
Gewässer mehr Raum zu geben. Gleichzeitig übernimmt der neue Weg die Funktion eines Hoch-
wasserschutzda mms.

Mit Verfügung vom 20. Dezember 2024 erteilte der Kanton Zürich, Baudirektion, Amt für Abfall,
Wasser, Energie und Luft, die wasser- und gewässerschutzrechtliche Bewilligung sowie die ge-
wässerschutzrechtliche Ausnahmebewilligung für das kommunale Bauprojekt.
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Lage im Gewässernetz und Hydrologie
Das Einzugsgebiet des Lindenbachs beträgt beim Bachdurchlass an der Räschstrasse 5.6 km2. Es

umfasst landwirtschaftlich genutzte Flächen, kleinere Waldgebiete sowie Siedlungsflächen der
Gemeinden Mettmenstetten, Affoltern am Albis und Obfelden. ln den Muldenlagen treten
feuchte bis nasse Böden mit geringem Wasserspeichervermögen auf, während in den Kuppenla-
gen Böden mit höherem Speichervermögen vorherrschen.

Die Kapazität des Bachdurchlasses an der Räschstrasse (DN 1250 mm) beträgt bei Freispiegelab-
fluss und voll ausgenutztem Querschnitt unter den derzeitigen Bedingungen etwa 2 m3/s. Bei hö-

heren Abflüssen staut sich das Wasser zurück und tritt rechtsseitig über die Ufer, wodurch die
angrenzenden Gebäude gefährdet werden.

Gefahrenkarte und Gewässerraum
Die Naturgefahren mit den Wassertiefen des Kantons Zürich zeigt die vorhandenen Schwachstel-
len der Bachläufe auf. Aufgrund der zu geringen Kapazität am Bachdurchlass Räschstrasse ent-
steht ein Rückstau. Folglich entsteht eine mittlere Gefährdung durch Wasser auf der Parzelle

3840 (Bachstrasse 27).

Der Gewässerraum unterhalb des Bachdurchlasses Räschstrasse wurde am 20.06.2024 durch die
Baudirektion des Kantons Zürich verfügt und festgesetzt.
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Schutz- und Projektziele
Das Hochwasserschutzziel ist nach der Schutzzielmatrix des Kantons Zürich festgelegt:

HQ1 HQlO HQ2O HQsO HQlOO HQ3OO

Natu rlandschaften

Landwi rtschaftliche Flächen

u lokale lnfrastrukturen

I nfrastruktu ran von nationaler Bedeut

Geschlossene Siedlu lndustriean

Sondero Sonderrisiken

EHQ

E

Schadensereignis

HQx Hochwasser, welches statisch einmal in x Jahren auftritt

EHQ Hochwasser bei hydrologischen und meteorologischen

Extremsituationen

vollständiger Schutz gewährleistet, minimale Schäden

Begrenzter Schutz gewährleistet, Schäden treten ein

Fehlender Schutz, grosse Schäden

Schutzziel

Abbildung 3: Schutzzielmatrix des Kantons Zürich

Dem Projekt liegen die folgenden Entwicklungsziele zugrunde, die als Leitlinien für die Konzeption
und Umsetzung dienen:

Hochwasserschutz
- Gewährleistung eines angemessenen Hochwasserschutzes für bestehende Siedlungsgebiete

und I nfrastrukturanlagen
- Zuverlässiger Rückhalt von Schwemmholz oberhalb des Bachdurchlasses an der Räschstrasse
- Realisierung langfristig betriebssicherer und wartungsfreundlicher Schutzbauten

ökoloeie
- ökologische Aufwertung des Uferbereichs am Lindenbach

Gesellschaft und Landschaft
- Stärkung der landschaftsprägenden Wirkung des Bachkorridors durch eine Verbreiterung des

Gerinnes und eine naturnahe Gestaltung der Böschungen

Projektbeschrieb
Die bestehende Eindohlung des Bachdurchlasses wird komplett rückgebaut und mit einem
Durchlass ersetzt. Das Durchlassbauwerk wird auf derselben Höhenlage wie die bestehende Ein-
dohlung zu liegen kommen. Mit einer Breite von 2.00 m und einer Höhe von 1.70 m (exkl. 0.80 m
Sohleneinbau) bringt der Durchlass die nötigen Wassermengen bei einem HQL00 und einem Frei-
bord von 0.50 m durch. Die Sohle des Durchlassbauwerks weist eine Mächtigkeit von 0.80 m auf
und wird mit Blocksteinen verbaut. Es sind beidseitige Bankette mit einer Breite von 0.50 m für
die Kleintierdurchgängigkeit geplant. lnfolge der Vergrösserung des Querschnitts sind umlie-
gende Anpassungen an den Werkleitungen (Wasser und öffentliche Beleuchtung) und der Räsch-
strasse notwendig. Vor dem Bachdurchlass wird ein Grobrechen für den Schwemmholzrückhalt
installiert. Nach dem Bachdurchlass wird die bestehende Betonverbauung rückgebaut und ein
Becken aus Blocksteinen erstellt. Die Fischdurchgängigkeit wird dabei nachhaltig verbessert.
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Der Lindenbach soll im Projektperimeter aufgewertet werden, indem die seitlichen Verbauungen

entfernt werden. Die Böschung wird einseitig flacher gestaltet, um die Gerinnekapazität zu erhö-
hen. Für die Gestaltung werden möglichst wenig Blocksteine verwendet. Für die Böschungssiche-
rung rund um den angrenzenden Bachdurchlass Räschstrasse ist ein Blocksteinverbau hingegen

erforderlich. Die Böschungen sollen mit standortgerechten und einheimischen Bepflanzungen
aufgewertet werden. Bestehende einmündende Entwässerungsleitungen von angrenzenden Lie-

genschaften werden normgerecht in den Bach eingeführt und sofern möglich aus dem Hochwas-

serprofil entfernt respektive umgelegt.
Durch die Ausflachung der Böschung wird der bestehende Uferweg zurückgebaut und neu an-
grenzend an die neue Böschungsoberkante angelegt. Der Uferweg wird teilweise angehoben für
die Sicherstellung des Hochwasserschutzes.
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Abbildung 4: Auszug Situation Sonierung Bochdurchlass Räschstrasse

Unterhalt und Landerwerb
Für den künftigen Unterhalt sowie die Sicherstellung der Funktionstüchtigkeit des Bauwerks sind

regelmässige Unterhaltsmassnahmen erforderlich. Dazu gehören insbesondere das Räumen des

Rechens nach Hochwasserereignissen, das Entfernen von Ablagerungen, der Schnitt der Uferbe-
grünung (Extensivpflege) sowie das Befreien des Uferbereichs von Totholz. Der Unterhalt wird
durch die Abteilung Tiefbau der Gemeinde wahrgenommen.

Um den Zugang für Unterhaltsarbeiten auch künftig sicherzustellen, ist ein Landerwerb auf einer
angrenzenden Parzelle vorgesehen. Die zu erwerbende Fläche soll der Strassenparzelle <Räsch-

strasse)) zugewiesen werden und dient im Ereignisfall als Zugang zum Bachdurchlass.
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Zusätzlich sollen mit weiteren angrenzenden Grundstückseigentümerinnen und -eigentümern
Vereinbarungen abgeschlossen werden, um den Unterhalt des Bachdurchlasses langfristig zu si-

chern.

Projektauswirkungen
Das kommunale Bauprojekt hat vielfältige Auswirkungen auf die Siedlung, die Landschaft und die
Umwelt. Diese zeigen sich insbesondere in folgenden Bereichen:

Siedlunsen und Nutzflächen
- Durch die Erhöhung der Abflusskapazität im Projektperimeter wird die Parzelle 3840 (Bach-

strasse 27) nachhaltig vor Hochwasser geschützt.

Natur und Landschaft
- Die ökologische Aufwertung des Lindenbachs schafft einen deutlichen Mehrwert für Natur

und Landschaft.

Gewässerökologie und Fischerei

Die Auswirkungen des Projekts sind aus gewässerökologischer Sicht durchweg positiv. Der
Lindenbach erhält seine bislang unterbrochene Längsvernetzung zurück, was Fischen und
terrestrischen Kleintieren zugutekommt. Die aquatische Fauna profitiert von einem vielfältig
strukturierten Lebensraum, der unterschiedlichen Arten optimale Bedingungen bietet.

Landschaft und Wald
- Das Projekt beansprucht keine intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen dauerhaft.

Die neue Linienführung des Lindenbachs bleibt innerhalb des dafür vorgesehenen Gewäs-
serraums.

Erholung

- Die Hochwasserschutzmassnahmen steigern auch den Erholungswert des Lindenbachs. Ein

neuer Uferweg in Kombination mit der ökologischen Aufwertung des Gewässerraums erhöht
die Attraktivität des Gebiets für Spaziergänger und Naherholungssuchende.

Weiteres Vorgehen
Mit der Annahme des Verpflichtungskredits wird die Ausführungsplanung fortgeführt. Die Reali-

sierung des Projekts soll nach Ende der Fischschonzeit im Frühling2O26 beginnen und voraus-
sichtlich vier Monate dauern. Der geplante Baustart setzt optimale Bedingungen sowie einen rei-
bungslosen Ablauf ohne Verzögerungen durch Einwendungen voraus.
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lnvestitionskosten
Die lnvestitionskosten des Projekts belaufen sich (+/- IO%) auf brutto CHF 470'000.00 (inkl.

MwSt., zuzüglich Teuerung). Der Kostenanteil setzt sich wie folgt zusammen:

Kosten in
CHF

Bachd urchlass Räschstrasse inkl. Verlegung Fussweg 38o',000.0c

E le ktrove rso rgu ng (öffe ntl iche Bele uchtu ng) 40'000.0c
Wasserversorgung 50'000.0c

Total inkl. MwSt., zuzüglich Teuerung 470'000.00

Die lnvestitionskosten für die Sanierung des Bachdurchlasses Räschstrasse belaufen sich auf
brutto CHF 470'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich Teuerung). Die Finanzierung erfolgt über den all-
gemeinen Gemeindehaushalt.

Gemäss den buchhalterischen Grundsätzen der Gemeinde Obfelden sowie den Vorgaben des
harmonisierten Rechnungsmodells (HRM2) wird der Betrag über eine Dauer von 30 Jahren linear
abgeschrieben. Daraus ergibt sich eine jährliche Abschreibung von rund CHF l-5'666.70 (exkl. Zins-

kosten).

Da es sich bei der Sanierung des Bachdurchlasses um eine Massnahme handelt, die gemäss den
Vorgaben von Kanton und Bund nicht zu den beitragsberechtigten Kosten gehört, können für
dieses Projekt keine Subventionen beantragt werden. Die anfallenden Kosten sind demnach voll-
ständig durch die Gemeinde zu tragen.

Was geschieht bei einer Ablehnung des Verpflichtungskredites
Wird der Verpflichtungskredit von der Gemeindeversammlung abgelehnt, kann das Projekt zur
Sanierung des Bachdurchlasses an der Räschstrasse nicht umgesetzt werden. Die bestehende Ge-

fährdungslage bleibt bestehen, insbesondere für die Parzelle Nr. 3080 (Bachstrasse 271, die ge-

mäss der Gefahrenkarte des Kantons Zürich einer mittleren Hochwassergefährdung ausgesetzt
ist.

Mit dem bevorstehenden Ausbau des Bachdurchlasses an der Dorfstrasse im Rahmen des Ge-

samtprojekts <Ortsdurchfahrt Obfelden> würde sich die hydraulische Belastung des Bachdurch-
lasses Räschstrasse zusätzlich deutlich erhöhen. Ohne einen vorgängigen Ausbau dieses Engpas-

ses würde sich die Gefährdungssituation weiter verschärfen.

Die Diskussion wird nicht gewünscht

Antrag des Gemeinderates
Genehmigung des Verpflichtungskredites von brutto CHF 470'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich Teu-

erung) für die Sanierung des Bachdurchlasses Räschstrasse.
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Abstimmung
Der Verpflichtungskredit von brutto CHF 470'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich Teuerung) für die
Sanierung des Bachdurchlasses Räschstrasse wird mit grossem Mehr Ja- zu 11 Nein-Stimmen
und 18 Enthaltungen genehmigt.

Beschluss
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - beschliesst in An-
wendung von Artikel 15 der Gemeindeordnung:

Genehmigung des Verpflichtungskredites von brutto CHF 470'000.00 (inkl. MwSt., zuzüglich
Teuerung) für die Sanierung des Bachdurchlasses Räschstrasse.

Protokollauszug an:
o Bezirksrat Affoltern, im Grund 15, 8910 Affoltern am Albis (2-fach mit der Bitte um Rechts-

kraftbescheinigung)
o Peter Weiss, Vorstand Umwelt / Verkehr (CMl)
r Abteilung Finanzen (per E-Mail)
r Aktenablage CMI
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Abschied der Rechnungsprüfungskommission

Rechnungsprüfungskommlssion Obfelden 20in-2o.2ö

Antrqg der Rechnungsprüfungskommission zum
Verpfl ichtu ngskred it Bochd urchtq ss Röschstrosse

Ats Fotge der unzureichenden Kopozitöt des Bochdurchtosses Röschstrosse be-
steht eine mitttere Hochwossergeföhrdung durch den Lindenboch.

Dos vorgesehene Projekt umfosst neben der Verbesserung des Durchlqsses
Röschstrosse ouch eine Vertegung des bestehenden Fussvreges, die notwendigen
Anpossungen on der Beleuchtung und der Wosserversorgung.

Die Rech nungsprüfungskommission hot den vortiegenden Kreditontrog gemöss
Gemeindegesetz unter Berucksichtigung der finonzrechtlichen Zutössigkeit, der
rechnerischen Richtigkeit und der finqnzielten Angemessenheit gepruft und für
richtig befunden.

Dia Rcchnu ngsprtifungskommission beo ntrugt dcr Gemcindever:qm mlung,
den Kredit von CHF 47O'OOO.- inkL. MWST, zuzüglich Teuerung gemöss dem
Antrug des Gemclnderutes zu genehmigen.

Obfetden, zäa{fu
Prösident: RotphKleiner Aktuor: Werner Wder

c
dlJ-
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Traktandum 6

Genehmigung Personalverordnung der Politischen Gemeinde Obfelden

Ausgangslage
Die heutige Personalverordnung der Gemeinde Obfelden stammt aus dem Jahr 2OI7 und ent-
spricht in mehreren Punkten nicht mehr den aktuellen Anforderungen an ein modernes Perso-
nalrecht. Seither haben sich die Erwartungen an Arbeitsbedingungen - insbesondere im Hinblick
auf Work-Life-Balance, Flexibilität, Weiterbildung und Gleichstellung - stark verändert. Mit der
neuen Personalverordnung soll das Regelwerk an die Entwicklungen im kantonalen Personalrecht
sowie an die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt angepasst und die Attraktivität der Gemeinde
a ls Arbeitgeberin gestä rkt werden.

Das kommunale Personalrecht basiert weiterhin auf dem kantonalen Personalrecht. Das ist in
Bezug auf die Rechtssicherheit im Alltag vorteilhaft. Nachteilig ist jedoch, dass die für mehr als
45'000 Staatsangestellte geltenden kantonalen Bestimmungen wenig flexibel sind. Nicht zuletzt
aus Gründen der Arbeitsplatz- bzw. Arbeitgeberattraktivität ist es sinnvoll, abweichende Rege-
lungen festzulegen.

Wie bisher setzt sich das Personalrecht der Gemeinde aus einer Personalverordnung und Ausfüh-
rungsbestimmungen zusammen. Allerdings werden die heute in verschiedenen Beschlüssen fest-
gehaltenen Ausführungsbestimmungen in einem Erlass (Vollziehungsbestimmungen) zusammen-
gefasst. Sowohl für die Gemeinde als Arbeitgeberin als auch für die Mitarbeitenden ist es in Zu-
kunft möglich, den Überblick über die geltenden Bestimmungen zu behalten.

Persona lverordnung u nd Ausfüh ru ngs- bzw. Vol lziehu ngsbestimmungen
Die Personalverordnung der Gemeinde regelt die wichtigsten Grundzüge der Arbeitsverhältnisse
der Gemeindeangestellten. Dazu gehören die Art des Arbeitsverhältnisses, das öffentlich-rechtli-
cher Natur ist, aber auch der Rechtsschutz oder die Personalvorsorge. Die Begründung, Dauer
oder Beendigung der Arbeitsverhältnisse sowie die wichtigsten Rechte und Pflichten der Ange-
stellten werden ebenfalls in der Personalverordnung geregelt. lnsgesamt umfasst die Verordnung
62 Artikel.

Die Bestimmungen in der kommunalen Personalverordnung sind weitgehend identisch mit den
Bestimmungen des kantonalen Personalrechts. Eine Wiederholung in der kommunalen Personal-
verordnung ist jedoch sinnvoll, weil damit sowohl die Gemeinde als auch die Angestellten die
wichtigsten Bestimmungen in einer Verordnung finden. Es gibt einzelne Abweichungen, beispiels-
weise bei den ordentlichen Kündigungsfristen (Art. 16), welche für Kadermitarbeitende der Ver-
waltung 6 Monate betragen. Grosszügiger als die kantonale Regelung ist der Ferienanspruch der
Mitarbeitenden in Art. 39 der Personalverordnung (25 Tage bis 49 Jahre, 30 Tage ab 50 Jahren,
35 Tage ab 60 Jahren). Diese Regelungen haben aber bereits heute Gültigkeit und stellen keine
Anderung gegenüber den heute geltenden personalrechtlichen Erlassen der Gemeinde Obfelden
dar. lm kantonalen Personalrecht entscheidet der Regierungsrat, im kommunalen Personalrecht
entscheidet der Gemeinderat über Ausführungs- oder Vollziehungsbestimmungen.

Beibehalten wird die Grundlage für die Löhne und die Einreihung der Mitarbeitenden, die eben-
falls dem kantonalen Recht entsprechen. Der Gemeinderat legt jedoch neun Lohnbänder fest, in

37



Gemeindeversammlung vom 4. Dezember 2025

welche alle Funktionen in der Verwaltung eingereiht werden (Kanton 29 Lohnklassen). Dadurch

erhält die Gemeinde mehr Flexibilität bei der Anstellung sowie bei Lohnanpassungen. Zudem

wird die Transparenz gegenüber den Angestellten verbessert. Dem Schutz der persönlichen ln-

tegrität wird in den Ausführungs- bzw. Vollziehungsbestimmungen ebenso Beachtung geschenkt,

wie dem Umgang mit Arbeitsmitteln, welche die Gemeinde den Angestellten zur Verfügung stellt
oder der Förderung von Weiterbildung.

Wie bisher gilt für die Angestellten das Jahresarbeitszeitmodell. Grundlage der jährlichen Sollar-

beitszeit bildet neu eine Wochenarbeitszeit von 40 Stunden. Neben den gesetzlichen Ruhetagen
gewährt der Gemeinderat den Angestellten neu den Geburtstag als freien Arbeitstag. Gefördert
wird auch die Vereinbarkeit von Beruf und Familie oder die Betreuung von Kindern bzw. die

Pflege von Angehörigen.

Solche und weitere Regelungen definiert der Gemeinderat in den Ausführungs- bzw. Vollzie-
hungsbestimmungen. Das ermöglicht ihm, rasch auf veränderte Rahmenbedingungen zu reagie-

ren. Die Ausführungs- bzw. Vollziehungsbestimmungen sind nicht Bestandteil der Vorlage an die
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger. Der Gemeinderat entscheidet über diese Bestimmungen
abschliessend. Dennoch ist es dem Gemeinderat im Sinn der Transparenz wichtig, auf einige re-

levante Aspekte in den Vollziehungsbestimm u ngen hinzuweisen.

So wird beispielsweise das flexible Arbeiten klar geregelt (Stichwort mobiles Arbeiten), das für
Mitarbeitende mit einem Arbeitspensum von mehr als 70 % vorgesehen ist. Neue Wege beschrei-

tet der Gemeinderat bei <Einkauf von Ferien>. Mit dieser Regelung kann Mehrzeit mit zusätzli-

chen Ferien kompensiert werden.

Schlussbemerkungen
Die neue Personalverordnung ist die Grundlage für ein modernes, transparentes und faires Ar-

beitsrecht. Obfelden positioniert sich damit als attraktive Arbeitgeberin im Kanton Zürich. Die

Gemeinde trägt den heutigen Anforderungen an Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Personal-

entwicklung und Mitwirkung Rechnung. Das Personalrecht enthält für die Mitarbeitenden attrak-
tive Neuerungen. Selbstverständlich müssen die Rechte und Benefits zugunsten der Mitarbeiten-
den mit den betrieblichen Bedürfnissen in Einklang gebracht werden. Nach wie vor steht die

Dienstleistung der Verwaltung zugunsten von Bevölkerung und Behörden im Zentrum.

Ralph Kleiner, Präsident RPK, führt die Gründe des ablehnenden Antrages aus. Er hält fest, dass

die RPK die Personalverordnung aus finanzpolitischer Sicht angeschaut hat. Aus diesem Grund

kann die RPK die Personalverordnung so nicht annehmen. Es geht vor allem um die geplante 40

Stundenwoche. Bei 35 Mitarbeitenden sind das 4200 Stunden pro Jahr, was zur Folge hat, dass

es sicherlich mehr Mitarbeitende benötigen wird. Die Kernaufgabe der RPK sind die Finanzen. Die

Tatsache, dass es eine neue Personalverordnung braucht, wird nicht bestritten und bei 95% der
Veränderungen, wie Dienstaltersgeschenke etc. ist die RPK auch damit einverstanden. Wichtig
ist, dass die Gemeinde noch immer attraktiv und krisensicher und daher eine gute und sichere
Arbeitgeberin ist.

38



Gemeindeversammlung vom 4. Dezember 2025

Diskussion

r Erwin hmäh. Schützenhausstrasse l-3, hat gesehen, dass die Kosten für den Personalauf-
wand laut Budget um etwa 2 Mio. Franken zunehmen. Das geht von einem Anteil von 33 %
auf 39 %. Er erkundigt sich, ob das korrekt ist.

Stephan Hinners kann sich diese Zahl nicht erklären und sie auch nicht nachvollziehen. Was
neu im Budget abgebildet ist, ist die gesamte Lohnsumme der Jugendarbeit O2JUGEND, wel-
che aber anteilsmässig wieder an die Gemeinde Ottenbach verrechnet wird.

Christoph Kobel orientiert, dass es in den Abteilungen Tiefbau, Steuern und Finanzen Stellen-
aufstockungen gab, dies aufgrund des Bevölkerungswachstums und der vielen grossen anfal-
lenden Projekte, für welche mehr Personal notwendig wurde. Die Erhöhung der Stellenpro-
zente wurde durch den Gemeinderat genehmigt. Dies hat jedoch nichts mit der Personalver-
ordnung zu tun, sondern mit dem Stellenplan.

Erwin Schmäh hat angenommen, dass es aufgrund der neuen Personalverordnung mehr Mit-
arbeitende braucht und der Personalaufwand somit entsprechend höher ausfällt.

Christoph Kobel verneint diese Aussage klar und deutlich und hält nochmals fest, dass dieser
Teil nicht Teil der Personalverordnung ist.

Stephan Hinners erklärt, dass es aufgrund der neuen Personalverordnung nicht mehr Personal
benötigt. Zurzeit läuft die Reorganisation auf strategischer und operativer Ebene, um die Effi-
zienz zwischen diesen Bereichen wesentlich zu steigern. Dadurch können die 2 Stunden pro
Woche, welche nicht Bestandteil der vorliegenden Personalverordnung sind, eingespart wer-
den. Die Festlegung der Sollarbeitszeit liegt schon seitJahren in der Kompetenz des Gemein-
derates und dies wird auch weiterhin der Fall sein.

Stephan Hinners stellt weiter fest, dass die RPK in ihrem Argumentarium festhält, dass der
Personalaufwand in der öffentlichen Hand weit schneller zunimmt als das Bevölkerungs-
wachstum. Anhand von Folien zeigt Stephan Hinners die Steigerung der Stellenprozente im
Vergleich zum Wachstum der Einwohnerzahl auf. lm Jahr 2018 hat die Einheitsgemeinde ei-
nen Sprung in den Stellenprozente zur Folge. Auch heute sind viele Projekte vorhanden, die
weit vorangeschritten sind. Um die ganzen Projekte weiter voranzutreiben und umzusetzen,
braucht es motivierte und fachlich versierte Personen. Die Gemeinde verfügt über sehr gutes
Personal und möchte diese Mitarbeitenden auch sehr gerne behalten.
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Entwicklung Einwohnerzahlen vs.

Gemeindeverwaltung
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Stephan Hinners hält fest, dass die RPK im weitern argumentiert, dass Obfelden mit dem Geld

haushälterisch umgehen soll. Hier die Ausgaben für die Gemeindeverwaltung im Vergleich:

Ausgaben für die Gemeindeverwaltung im Vergleich

Ausgaben

- Exekutive
- Allgemeine Dienste
- Venrvaltungsliegenschaften
- Übriges

Total Allgemeine Venualtung

2025

Abweichung in
Franken

-59s64
-516"199
-7y5s0
-13'403

obfelden

Fr./Elnw.

51
364
39
20

473

-16
44
47
-!2

-10
87
-13
-2

54
279
23
16

373

64
366
36
19

%

Analyse 2024-
Total L58 Gemeinden

o Ausgaben
Fr./Einw.

s Median
Fr./Einw.

Differenz zum Median für
unsere Gemeinde
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Handlungsbedarf bei allen Gemeinden

Handlungsbedad bei allen Gemeinden

Stephan Hinners hält nochmals fest, dass der Gemeinderat dem Fachkräftemangel bei der Ge-

meinde Obfelden mit attraktiven Anstellungsbedingungen entgegenwirken will.

o rStelle im Bereich Bau wurde a,vei Mal
auggeschrieben. aber es war keine brauchbare 8ew€rbung dab6i!

o cBeisplel Betreibungsaml:60 Stellenprozente fost plus 4 Spilngern

o rSpringerllrmen bi€ten auch die Einffhrung von neu€n Mitarbeitenden ann

Voten aus Zürcher Gcmeinden

rltrotn*wtrns
\.ln Zü.otr e..tt*cavzgv

q
t i

ftoi.h

. (Lieber eine unfähige Person anstellen
als zugoben mossen, dass man niemanden flndetp

o Viele Gemelndon b€dchten, dass sie
Schwiedgkeiten hab6n, geelgnetee Peßonal zu rekruller€n.

. Aufgrund dsr demografischen Entwicklung d0rfie sich dio
Slluation in den kommenden Jahren verschärlen.

. lm Jahr 2030 fehlen in der Ötrenüichen Verwaltung gemäss einer
FJvC-Studie schweiareit llber 30'000 Fachkräfte.

o Das sind 25% des zu jenem Zoitpunkt ertorderlldten Porsonalg.

Aueshhten: Es wlrd nicht besser

rJl, totrn*wLtne.
Lrhutdt-Gm*tdcvzgv

PKFr f 6ffim..{J
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r Simon Stalder, Lindenmattweg L, hat folgende Verständnisfrage: Wenn also jemand 4 Jahre

für die Gemeinde arbeitet, dann ein Jahr in eine intensive Ausbildung investiert und nachher
wieder 4 Jahre für die Gemeinde arbeitet, hat er also innert 9 Jahren 8 Dienstjahre aber keinen
Anspruch auf ein Dienstaltersgeschenk?

Stephan Hinners erläutert, dass dies tatsächlich der Fall ist, wenn der Mitarbeitende den Ar-
beitsvertrag während der Ausbildung gekündigt hat.

r Mirco Kurt, Maschwanderstrasse 8, findet die Dienstaltersgeschenke wichtig und gut. Er er-
kundigt sich, weshalb die Dienstaltersgeschenke nur in Form von Geld und nicht auch als Fe-

rien angeboten werden.

Michelle Meier, Gemeindeschreiberi n, erklärt, dass der Mitarbeitende selbstverständlich zwi-
schen dem Bezug des Geldes oder den Ferien wählen kann. Der Bezug erfolgt 1-:1-, also %Mo-
natslohn entspricht zwei Wochen Ferien. ln der Personalverordnung wird das Geld gespro-

chen und in den Ausführungsbestimmungen wird die Möglichkeit geregelt, das Dienstalters-
geschenk wahlweise auch als Ferien zu beziehen. Die Vollzugs- bzw. Ausführungsbestimmun-
gen liegen in der Kompetenz des Gemeinderates.

a Stefan von Bergen, Schützenhausstrasse 51, hält fest, dass die RPK gegen die Anderung der
Sollarbeitszeit von 42 auf 40 Stunden pro Woche ist und deshalb die Personalverordnung ab-
lehnt. Er erkundigt sich, weshalb Stephan Hinners die 40 Stundenwoche nicht erwähnt hat.

Stephan Hinners erklärt, dass die Sollarbeitszeit nichts mit der vorliegenden Personalverord-
nung zu tun hat, sondern die Kompetenz für die Bestimmung der Sollarbeitszeit bereits heute
in der Kompetenz des Gemeinderates liegt. Auch bei der Ablehnung dieses Antrags könnte
der Gemeinderat die 40 Stundenwoche einführen.

Stefan von Bergen erkundigt sich, weshalb die RPK dann die Personalverordnung ablehnt,
wenn die Festlegung der Sollarbeitszeit in der Kompetenz des Gemeinderates liegt.

a Werner Wider, Mitglied RPK, Löwenweg 10, erklärt, dass gemäss Gemeindeordnung, welche
im Jahre 2OI7 an der Urne angenommen wurde, das Arbeitsverhältnis Sache der Gemeinde-
versammlung ist. Später hat dies die Gemeindeversammlung an den Gemeinderat mit einem
neuen Personalreglement delegiert. Diese Delegation ist aus seiner Sicht nicht zulässig. Das

Arbeitsverhältnis ist in der Kompetenz der Gemeindeversammlung und nicht des Gemeinde-
rates, dazu gehören aus seiner Sicht Sachen, wie Ferien und Arbeitszeit. Es geht nicht um in-

dividuelle Regelungen, welche selbstverständlich durch den Gemeinderat erlassen werden
können, sondern Regelungen, welche für alle Mitarbeitenden Gültigkeit haben. Dieser Punkt
müsste aus seiner Sicht abgeklärt werden. Mal abgesehen davon, dass die Aussage, dass auch
bei Ablehnung der Personalverordnung der Gemeinderat die 40 Stundenwoche einführen
kann, gegenüber der Gemeindeversammlung respektlos ist, ist sie juristisch gesehen sehr-
wahrscheinlich auch falsch.

Stephan Hinners fragt nach, was genau respektlos ist.

Werner Wider stellt fest, dass es respektlos wäre, wenn Stephan Hinners sagt, dass selbst,
wenn der Souverän die Personalverordnung ablehnen würde, der Gemeinderat die 40 Stun-
denwoche trotzdem einführen würde.
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Stephan Hinners erklärt, dass er lediglich informiert, dass es in der Kompetenz des Gemein-
derates ist.

o Raloh Kleiner hält nochmals fest, dass die RPK in dieser Form dagegen ist. Die RPK hat die
Aufgabe, den Souverän darauf aufmerksam zu machen

a Rolf Vollenweider, Wolserstrasse 46, widerspricht Ralph Kleiner, dass solche Modelle in der
Privatwirtschaft nicht üblich geworden worden sind, wie mehr Ferien, Dienstaltersgeschenke,
Freitag am Geburtstag. Er kennt ganz viele Firmen, die über solche Modelle verfügen und bei
welchen sich diese bewährt haben, um attraktiv zu bleiben auf dem Arbeitsmarkt. Es ist im
lnteresse der Bevölkerung, dass die Gemeinde Obfelden über gutes, fachlich qualifiziertes Per-
sonal verfügt und die Gemeinde als Arbeitgeberin attraktiv ist. Er unterstützt die Annahme
der Personalverord nung.

Stephan Hinners bedankt sich für dieses Votum

Ralph Kleiner informiert, dass es sicher Firmen gibt, die über solche Modelle verfügen, jedoch
ist in der Finanzwirtschaft der Trend, dass tausende Personen entlassen werden. Da geht es

darum das sie einen Job haben oder nicht. Er kennt nicht viele Firmen, die eine 40 Stunden-
woche haben.

o Andrd Affolter, Alte Landstrasse 36, erkundigt sich, ob das Traktandum neutral in den Kosten
ist oder wie das Preisschild aussieht.

Stephan Hinners erläutert, dass aus Sicht des Gemeinderates die Annahme der Personalver-
ordnung kostenneutral ausfallen soll. Die Organisationsstruktur und viele Arbeitsabläufe wer-
den optimiert und somit können mit der gleichen Anzahl Mitarbeitenden in weniger Zeit die-
selben Leistungen erbracht werden. So zum Beispiel findet ab der neuen Legislatur die Ge-
meinderatssitzung währen der ordentlichen Arbeitszeit der Mitarbeitenden und nicht mehr
am Abend statt, verschiedene Kommissionen werden aufgelöst womit diverse Abläufe effizi-
enter gestaltet werden können und die Digitalisierung hält vermehrt Einzug in der Verwaltung.

Stephan Hinners entschuldigt sich an dieser Stelle dafür, falls er sich respektlos verhalten ha-
ben sollte.

Antrag des Gemeinderates
Geneh m igung Personalverordnung der Politischen Gemeinde Obfelden.

Abstimmung
Die Personalverordnung der politischen Gemeinde Obfelden wird mit 140 Ja- zu 77 Nein-Stim-
men und 42 Enthaltungen genehmigt.
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Beschluss
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - beschliesst in An-
wendung von Artikel 13 der Gemeindeordnung:

Genehmigung Personalverordnung der Politischen Gemeinde Obfelden.

Protokollauszug an:
o Bezirksrat Affoltern, im Grund 15, 8910 Affoltern am Albis (2-fach mit der Bitte um Rechts-

kraftbescheinigung)
r Stephan Hinners, Vorstand Präsidiales (CMl)
o Abteilung Finanzen (per E-Mail)
o Aktenablage CMI
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Abschied der Rechnungsprüfungskommission

Rechnungsprtlfungskommisslon Obfelden 2o.22-2o.2ö

Antrog der Rechnungsprüfungskommission zum
Neuen Personotrecht für die Gemeinde obfelden

Die Gemeinde Obfetden ptont die Einführung eines neuen Personolrechts, dos die

bisherigen Regtemente und Verordnungen zusommenführen sott.

Dos neue Personotrecht plont die Einführung neuer Lohnbönder, die Senkung der
Arbeitszeit ouf 40 Stunden, mehr Feiertoge und weitere Anderungen, die die At-
troktivitöt ouf dem Arbeitsmorkt veöessern sotten.

Dlc Rechnungsprüfungskommlsslon bcontrqgt der Gemelndeversommtun g,

dqs neue Perconolrectrt ln dleser Form obzulchnen.

Begründung:

. A[s Bezügerin von Tronsferteistungen im Zürcher Finonzousgleich muss die Ge-

meinde Obfelden mit ihren Mittetn houshölterisch umgehen. Wöhrend in der Pri-

votwlrtschoft oufgrund der ongesponnten Situqtion Kosten eingesport und Stet'
ten obgebout werden müssen. nimmt der Personoloufwond in der öffenttichen
Hond weit schnetter zu ots dos Bevötkerungswochstum. Auch in Obfetden:

Rechnung 2024 4.015 Mio. CHF

Budget 2025 4.514 Mlo. CHF +7.5i6

Budget 2026 4.585 Mio. CHF +6.5c16

. Die RPK erochtet es nicht ots sinnvo[ doss die Gemeinden und der Konton sich
gegenseitig Mitorbeiter mit immer höheren Leistungen oussponnen. Die RpK ist

der Ansicht, doss die Gemeinde Obfelden die wesenttichen Echrerte, wie sie für
die Kontonsongestellten definiert wurden, im Normotfo[[ übernehmen sotl (2.8.

Aöeitszeit, etc.l.

Obfelden,

Prösident RoLph Kteiner Aktuor:

,o,
oQf

Wder
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Traktandum 7

Genehmigung Reglement über die Beiträge der Gemeinde Obfelden für die Betreuung
von Kindern im Vorschul- und Primarschulalter

Ausgangslage

Die geltenden Vorschriften über die Ausrichtung von Beiträgen (Krippen- und Tagesfamilienbe-

treuung) stammen aus dem Jahre 2005 mit Anderungsbeschlüssen vom Juni 2013 danach wurden
nur noch Beitragssätze aktualisiert. Es ist aufgrund gesetzlicher Anderungen, organisatorischer
Entwicklungen und der Anpassung der Subventionsregelungen nicht mehr zeitgemäss.

Die Reglemente und Tarifreduktionen der einzelnen Angebote (Tamburin, Schule, ZickZack, Spiel-
gruppe etc.) stammen aus einer Zeit, in der andere gesellschaftliche, finanzielle und strukturelle
Rahmenbedingungen galten. So erfordern Entwicklungen, wie veränderte Familienmodelle, stei-
gende Lebenshaltungskosten oder neue Anforderungen an die Vereinbarkeit von Familie und Be-

ruf, eine zeitgemässe Anpassung.

Wichtig ist zudem, dass alle Familien in der Gemeinde gleichbehandelt werden. So bestehen, je

nach Angebot, derzeit Unterschiede in der Berechnung und Höhe der Tarifreduktionen. Eine Ver-
einheitlichung stellt sicher, dass alle Familien - unabhängig davon, welches Angebot sie nutzen -
nach den gleichen Kriterien entlastet werden. Unterschiedliche Reduktionsmodelle sind für El-

tern schwer verständlich und oft undurchsichtig. Einheitliche Regelungen schaffen Klarheit und

Vertrauen in die Vergabepraxis der Gemeinde.

Verschiedene Systeme bedeuten zudem einen erhöhten Aufwand bei der Berechnung, Prüfung
und Kommunikation von Reduktionen. Einheitliche Richtlinien vereinfachen die Administration
und steigern die Effizienz innerhalb der Gemeindeverwaltung.

Eine einheitliche Regelung trägt dazu bei, dass alle Kinder - unabhängig vom sozialen oder wirt-
schaftlichen Hintergrund -einen gleichwertigen Zugang zu frühkindlicher Bildung, Betreuung und

Förderung erhalten.
Klare, einheitliche Tarife ermöglichen es Familien, langfristiger zu planen und finanzielle Belas-

tungen realistisch einzuschätzen. Dies erleichtert auch die Entscheidung, welche Angebote ge-

nutzt werden sollen.

Anstelle einzelner, historisch gewachsener Strukturen soll eine gemeindeweite Lösung geschaf-

fen werden, die den sozialen Auftrag der Gemeinde als Ganzes widerspiegelt. Mit einer einheit-
lichen Grundlage lassen sich Angebote und deren Wirkung besser vergleichen, evaluieren und

strategisch weiterentwickeln.

Seit lnkrafttreten haben sich zudem die gesetzlichen Rahmenbedingungen auf kantonaler Ebene

geändert, neue Rechnungslegungsvorschriften (HRM2) etabliert, die organisatorischen Abläufe
innerhalb der Verwaltung modernisiert (u. a. digitale Aktenführung), sowie die Finanzierungs-

und Subventionsmodelle für Kinderbetreuung entwickelt. Die bestehende Regelung ist daher in-

haltlich überholt und nicht mehr praxistauglich. Eine Anpassung hätte den Anforderungen nicht
genügt - es bedurfte einer Totalrevision.
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Ziel der Totalrevision

Die Totalrevision verfolgt folgende Ziele:
r die Subventionsregelungen sollen vereinheitlicht und transparenter gestaltet werden,
. die Familienfreundlichkeit und Planbarkeit für Eltern erhöht werden,
r die Bestimmungen an die aktuellen kantonalen Gesetze und Vorschriften angepasst wer-

den,
r der Reglementtext gestrafft und verständlicher formuliert werden,

Die Überarbeitung bringt unter anderem folgende Neuerungen

r Für alle Bereiche (Tagesstrukturen, Kinderkrippen und Spielgruppen) werden einheitliche
Subjektbeiträge bereitgestellt. Dies sind einkommensabhängige Gemeindebeiträge zur
Senkung der Tarife anspruchsberechtigter Eltern. Die Beitragshöhe wird aufgrund der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Familien bestimmt.

o Die Subjektbeiträge sind bis auf eine massgebende Berechnungsgrundlage von
CHF 120'000limitiert.

r Bis zu einer massgebenden Berechnungsgrundlage von CHF 40'000 wird der maximale
Beitrag ausgerichtet.

r 10 % des steuerbaren Vermögens werden vom Nettovermögen gemäss Ziff.49O der Steu-
ere rklä ru ng, abzgl. Ka nt. Ve rmöge nsfreibetra g, hochge rech net.

o Die Tarife für die Schulergänzende Betreuung werden so festgelegt, dass die Anteilsfi-
nanzierung der Eltern neu bei einem Zielwert von 35 % bis 45 % zu liegen kommt (Ge-

bührentarife ca. 40 %1.

o Neue Struktur: Straffung des Reglements, bessere Übersichtlichkeit
o Finanzrechtliche Grundlagen: Umsetzung der HRM2-Vorgaben und des Finanzhaushalts-

gesetzes.

Diskussion

Simon Stalder, Lindenmatt 11-, erkundigt sich, von welchen Beträgen der angehobenen Ober-
und Untergrenzen gesprochen wird.

Markus Gvsel erklärt, dass die Ausgangslage das Einkommen ist, jedoch noch viele weitere
Faktoren für die massgebende Berechnungsgrundlage hinzukommen. Die Berechnungsgrund-
lagen sind in den Vollziehungsbestimmungen geregelt, welche in der Kompetenz des Gemein-
derares liegen.

o Sidonia Bär, Bergacherstrasse LL,fragl an, wie es mit dem Vermögen aussieht. lm Mittelstand
handelt es sich bei den Vermögenswerten meistens um gebundenes Vermögen. So kann es

sein, dass aufgrund der Vermögenswerte kein Anspruch auf Beiträge besteht, jedoch aufgrund
der Einkommensverhältnisse schon.

Es ist geplant, das Reglement per 01.08.2026 in Kraft zu setzen.

o
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Markus Gvsel erklärt, dass es bei den Tagesstrukturen bis anhin so war, dass wenn man steu-
erbares Vermögen hatte, man keine Subventionen bekam. Zukünftig ändert sich das, so dass

man allenfalls trotzdem Anrecht auf Unterstützung hat.

Sidonia Bär erkundigt sich, ob es einen Unterschied zwischen gebundenem und ungebunde-
nem Vermögen gibt.

Markus Gvsel verneint diese Frage und hält fest, dass es auf die Höhe des Vermögens an-
kommt, nicht aber ob es gebunden oder ungebunden ist.

Sidonia Bär erachtet diese als Problem. Wenn man beispielsweise das Haus der Grosseltern
geerbt hat, ist es sehr gut möglich, dass kein Anspruch mehr auf Subventionsbeiträge besteht,
obwohl die Einkommensverhältnisse sich nicht verändert haben.

Markus Gvsel hält nochmals fest, dass es nach dem Vermögen, welches in der Steuererklärung
ausgewiesen ist, geht.

Antrag des Gemeinderates
Genehmigung Reglement über die Beiträge der Gemeinde Obfelden für die Betreuung von Kin-

dern im Vorschul- und Primarschulalter.

Abstimmung
Das Reglement über die Beiträge der Gemeinde Obfelden für die Betreuung von Kindern im
Vorschul- und Primarschulalter wird mit grossem Mehr Ja- zu 25 Nein-Stimmen und 35 Enthal-
tungen genehmigt.

Beschluss
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - beschliesst in An-
wendung von Artikel 13 der Gemeindeordnung:

Genehmigung Reglement über die Beiträge der Gemeinde Obfelden für die Betreuung von Kin-
dern im Vorschul- und Primarschulalter.

Protokollauszug an:
o Bezirksrat Affoltern, im Grund 15, 8910 Affoltern am Albis (2-fach mit der Bitte um Rechts-

kraftbescheinigung)
o Markus Gysel, Vorstand Schule / Bildung (CMl)
o Abteilung Finanzen (per E-Mail)
o Aktenablage CMI
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Abschied der Rechnungsprüfungskommission

Pcchnungsprilfu nEskommlrslon Obüatdcn 2022-202ö

Antrog der Pechnungsprüfungskommission zum
Reg leme nt Fs mi lie nergö nze nde Ki nderbetreu u n g

Die Rechnungsprufungskommission hot die Renrision des Regtements Fomltiener-
gönzende Kinderbetrcuung bezügl.ich der flnonzie[en Auswirkungen geprüft.

Dic Rcchnunglprlifungskommlrslon *immt der Vortogc zu und cmpf,lchtt
diccc zur Annchmc.

Obfe[den,

Prösldenc Rol,ph Kleiner Wder

I

Aktuor: Werner

t/-
/rnobr
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Traktandum 8

Genehmigung Budget 2026 der Politischen Gemeinde Obfelden und Festsetzung des

Steuerfusses auf 95 %

Das Budget der politischen Gemeinde Obfelden für das Jahr 2O26 rechnet mit folgenden Aufwän-

den und Erträgen:

Erfolgsrechnung

Bereich Funktion

0 Allgemeine Verwaltung

I Öffentliche Ordnung und Sicherheit

2 Bildung

3 Kultur, Sport und Freizeit

4 Gesundheit

5 Soziale Sicherheit

6 VerkehrundNachrichtenübermittlung

7 Umweltschutz und Raumordnung

8 Volkswirtschaft

9 Finänzen und Steuern

Total ohne Kapitalveränderung

Aufwandüberschuss

Gesamtaufwand und -ertrag

Aufwand CHF

3',97f974

fs07612

15',35d516

''50/437/xn'7A
yslds98

7O7{'f'/ljg

c604'969

113'910

t6299ffi

Ertrag CHF

1'15f576

27Utr85

906'560

394'ztx)

4,ß72m

zxl'(xto

4'üI5'946

7172m

3g2sdü14

43',6/579 47t27t41

1'335'4lg

4146t5.:E) 4l'46?579

Die Nettoabschreibungen für die politische Gemeinde betragen CHF 3'672'O49.00.

Erläuterungen zur Erfolgsrechnung

Das vorliegende Budget rechnet mit einem L00-prozentigen Steuerertrag von CHF L4'25O' 632.00
An der Steuervorstandsitzung wurden folgende Sätze für das Budget 2026 festgelegt:

Politische Gemeinde:
Sekundarschule

95 % (unverändert, inkl. Primarschule)

24%

Der Gesamtsteuerfuss für das Rechnungsjahr 2026 wird auf 1.19 % festgesetzt.
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Gegenüber dem Budget 2025 sind in folgenden Bereichen Mehr- (+) oder Minderaufwendungen
(-) zu erwarten:

Bereich Hauptaufgaben Betrag CHF

0 Allgemeine Verwaltung 230',807

L Öffentliche Ordnung und Sicherheit 68',753

2 Bildung 510',100

3 Kultur, Sport und Freizeit 15'634

4 Gesundheit 343',553

5 Soziale Sicherheit 74I',080

6 Verkehr und Nachrichtenübermittlung 98',428

7 Umweltschutz und Raumordnung 81',053

8 Volkswirtschaft r3',817

Total Mehraufwendungen 2't03',225

Auf der Ertragsseite FINANZEN UND STEUERN wird gesamthaft mit einem Mehrertrag von
CHF2'133'230 gegenüber dem Budget 2025 gerechnet. Der Anstieg bei den Steuern ist unter
anderem auf die Erhöhung der Grundstückgewinnsteuern um CHF 800'000 auf 3'000'000. Diese
Erhöhung wurde aufgrund der Vorjahreszahlen umgesetzt.

Begründung erheblicher Abweichungen zum Budget Vorjahr

Allgemeine Verwaltung
Der Personalbestand wurde im Vergleich zum Vorjahr angepasst. Ausschlaggebend dafür sind das
kontinuierliche Bevölkerungswachstum sowie die steigende Anzahl laufender und geplanter Pro-
jekte, die eine Anpassung der Strukturen und Aufgabenverteilung notwendig machen.

Bildung
Gegenüber dem Vorjahr sind die Kosten für Sonderschulungen spürbar angestiegen, was auf die
Zunahme der betreuten Fälle zurückzuführen ist. Zusätzlich erhöhen sich die Lohnkosten, sowohl
für Abgaben an den Kanton als auch im Liegenschaftsunterhalt.

Gesundheit
Alle Zahlen basieren auf Hochrechnungen der aktuellen Werte für das Jahr 2025. Die Beiträge an
private Unternehmen für Leistungen der Langzeitpflege sowie der ambulanten Krankenpflege
(Spitex) insbesondere an private Unternehmen (pflegende Angehörige) sind gestiegen. lm Ge-
genzug sind die Beiträge an öffentliche Unternehmen für Leistungen der Langzeitpflege deutlich
zurückgegangen, was zu einer entsprechenden Verschiebung innerhalb dieses Aufgabenbereichs
führt
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Soziale Sicherheit
Für die Analyse wurden erneut die hochgerechneten Zahlen des Jahres 2025 herangezogen. Die

errechneten Kosten deuten auf eine Kostensteigerung hin. Zudem wurden vom Sozialdienst Be-

zirk Affoltern höhere Kosten für die Gemeindeanteile budgetiert, was die Gesamtausgaben zu-

sätzlich erhöht und die Annahme untermauert.

Investitionsrechnung

Die lnvestitionsrechnung des Verwaltungsvermögens zeigt bei einem Aufwand von
CHF L3'005'000 und einem Ertrag von CHF I'L26'OOO Nettoinvestitionen von CHF 11'880'000 auf.

lm Finanzvermögen ist ein Nettoaufwand von CHF 392'000 budgetiert.

Grundlage der budgetierten lnvestitionsvorhaben ist das im Juni 2025 für die Finanzplanung er-
stellte Finanzprogramm 2025 - 2O29+, aktualisiert mit Anpassungen von netto CHF 88'000. Die

Abweichungen zu den Beträgen in der Finanzplanung ergeben sich mehrheitlich durch zeitliche
Verschiebungen der Ausführung der geplanten lnvestitionen auf einen anderen Zeitpunkt. Die

Hauptprojekte, die sich bereits ins Jahr 2025 verschoben haben, sind unter anderem, der ARA-

Zusammenschluss Reuss-Schachen und die Ortsdurchfahrt Obfelden (ODO).

Die lnvestitionsausgaben im Finanzvermögen betragen CHF 392'000, es sind keine lnvestitions-
einnahmen geplant.

Anmerkung
Die Vorgaben des Budgets bedingen die Anpassung des Art.11.3 des Gebührentarif vom 01. Ja-

nuar 201-8.

Diskussion

o Stefan von Bergen, Schützenhausstrasse 51, erkundigt sich, weshalb ein positiver Cashflow
resultiert, wenn ein Aufwandüberschuss budgetiert wird.

Christoph Kobel erläutert, dass die Abschreibungen aufgrund von getätigten lnvestitionen
notwendig und rein buchhalterisch sind, jedoch das Geld nicht ausgegeben wurde.

Stefan von Bergen ist der Meinu ng, dass dies nicht in den Cashflow gehört. Er erkundigt sich,

ob der Mehr-/Mindereinnahmenvergleich ein Budget zu Budgetvergleich ist

Christoph Kobel bejaht diese Frage.
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Antrag des Gemeinderates
Genehmigung Budget 2O26 der Politischen Gemeinde und Festsetzung des Steuerfusses auf 95 %.

Abstimmung
Das Budget 2O26 der politischen Gemeinde und Festsetzung des Steuerfusses auf 95 % wird mit
grossem Mehria- zu 1 Nein-Stimme und 2 Enthaltungen genehmigt.

Beschluss
Die Gemeindeversammlung - gestützt auf den Antrag des Gemeinderates - beschliesst in An-
wendung von Artikel 16 der Gemeindeordnung:

Genehmigung Budget 2026 der politischen Gemeinde und Festsetzung des Steuerfusses auf
95%.

Protokollauszug an:
o Bezirksrat Affoltern, im Grund 15, 89L0 Affoltern am Albis (2-fach mit der Bitte um Rechts-

kraftbescheinigung)
o Christoph Kobel, Vorstand Finanzen / Kultur (CMl)
o Abteilung Finanzen (per E-Mail)
r Aktenablage CMI
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Traktandum 9
Anfragen gemäss I 17 Gemeindegesetz

Es sind keine Anfragen eingegangen
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Schluss der Versammlung

Auf entsprechende Anfrage des Präsidenten werden seitens der Teilnehmenden keine Einwände
gegen die Versammlungsleitung oder gegen das Abstimmungsprozedere erhoben. Weiter wer-
den die anwesenden Stimmberechtigten durch den Präsidenten darauf hingewiesen, dass allfäl-
lige Einwände wegen Verletzung der politischen Rechte noch vor Ende der Versammlung ange-
bracht werden müssen. Auf seine Anfrage hin ist das nicht der Fall.

Die Beschlüsse der Gemeindeversammlung werden im amtlichen Publikationsorgan (Amtliche

Nachrichten und Website www.obfelden.ch) unter Hinweis auf die möglichen Rechtsmittel ver-
öffentlicht.

Der Gemeindepräsident weist auf folgende Termine hin:

a

a

a

L1,.01,.2026:

08.03.2026

04.06.2026:

Stephan Hinners

Gemeindepräsident

Neujahrsbrunch

1. Wahlga ng Gesamterneuerungswa hlen

Gemeindeversammlung

Michelle Meier
Gemeindeschreiberin

Der Präsident schliesst die heutige Versammlung formell. lm Anschluss informieren die Gemein-
deräte aus ihrem Ressort.

Gemeindepräsident Stephan Hinners dankt den Anwesenden für die Teilnahme an der Gemein-
deversammlung und wünscht allen eine schöne Adventszeit, frohe Weihnachten und nur das

Beste für das bevorstehende neue Jahr.

Für die Richtigkeit des Protokolls

Gemeindeversammlung
der Politischen Gemeinde Obfelden

't(

-2-
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